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Neues Stiftungsmanagement
Ganz gleich, ob Angebote für Seniorinnen
und Senioren im Stadtteil, Unterstützung
von Menschen mit Beeinträchtigungen
oder die Förderung von Kunstschaffen-
den – viele Menschen haben den Wunsch,
zu Lebzeiten oder mit ihrem „letzten Wil-
len“ Themen und Projekte, denen sie sich
verbunden fühlen, in ihrer Heimatstadt
mitzugestalten und zu fördern.
Um diese Art persönlichen Engage-

ments zu realisieren und eine lebendige
Stadtgesellschaft mitzuprägen, haben
Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit,
der Stadt Mannheim zu Lebzeiten oder
nach dem Tod als Erbschaft einen Teil
ihres Vermögens zu hinterlassen. Auch
Zustiftungen in das vorhandene Grund-
stockvermögen einer bereits bestehen-
den Stiftung in städtischer Verwaltung
eröffnen diese Möglichkeit. Für die Stadt
Mannheim sind Wunsch und Wille der
Zuwendungsgebenden dabei das oberste
Leitmotiv. Schenkungen und Erbschaften
werden durch die Stadt Mannheim sicher
angelegt und für den festgelegten Zweck
ganz im Sinne der Zuwendungsgebenden
eingesetzt.
Mit der Neueinrichtung eines Stif-

tungsmanagements im Dezernat für Wirt-
schaft, Arbeit, Soziales und Kultur soll
diese Möglichkeit des Engagements zu-
künftig stärker bekannt gemacht werden.
Das Stiftungsmanagement fokussiert
sich zunächst auf soziale und kulturelle

Zwecke. Langfristig ist eine Ausweitung
auf ein stadtweites Stiftungsmanagement
angedacht.
Bürgermeister Thorsten Riehle betont:

„In der eigenen Stadt etwas Gutes bewir-
ken und der Gesellschaft ‚etwas zurück-
geben‘, dieses Bedürfnis wohnt vielen
Menschen inne. Mit diesen Menschen
möchten wir stärker als bislang in Kontakt
treten, um uns gemeinsam darüber auszu-
tuschen, wie sich gemeinwohlorientierte
Themen und Projekte am besten unter-
stützen lassen. Mit der Neueinrichtung
eines Stiftungsmanagements in meinem
Dezernat bieten wir dafür eine Anlauf-
stelle. Auf dem Neujahrsempfang der
Stadt Mannheim am 6. Januar 2026 wollen
wir erstmals das Stiftungsmanagement ei-
ner breiten Öffentlichkeit vorstellen.“
Als Stiftungsmanagerin konnte Beate

Spiegel gewonnen werden. Beate Spie-
gel baute 1997 die Klaus Tschira Stiftung
gGmbH mit auf und war über viele Jahre
hinweg bis 2022 deren Geschäftsführerin.
Sie bringt profunde Kenntnisse im Stif-
tungsrecht, der Stiftungslandschaft und
regionaler Netzwerke mit.

Kontakt
Beate Spiegel, Rathaus E 5, 0621/293-9344,
Beate.Spiegel@mannheim.de
Sprechzeiten: Montag und Mittwoch
jeweils von 8.30 bis 13 Uhr oder nach
Vereinbarung

Beate Spiegel informiert Zuwendungs-
interessierte zu gemeinwohlorientier-
ten Projekten sowie über Abläufe und
Vorgehensweise.

Hintergrund
Das Dezernat für Wirtschaft, Arbeit, Sozia-
les und Kultur vergab 2024 rund 37.000 Euro
aus Stiftungen, Erbschaften und Schenkun-
gen an gesellschaftliche und soziale Einrich-
tungen für wohltätige und gemeinnützige
Zwecke. Konkret gehören zum Geschäftsbe-
reich vier rechtlich selbständige Stiftungen.
Dies sind neben den zwei operativ tätigen
Stiftungen, der Theodor Fliedner Stiftung
und dem Katholischen Bürgerhospital, zwei
sogenannte Förderstiftungen, die Vereinigte
Jüdische Erinnerungsstiftung und die Verei-
nigte Wohltätigkeitsstiftung.
Außerdem kann das Dezernat aus insge-

samt 17 Erbschaften und Schenkungen mit
einem Vermögen von insgesamt zirka acht
Millionen Euro – bei denen zum Teil jedoch
laut Schenkungszweck nur Zinserträge aus-
geschüttet werden dürfen – verfügen.
Insgesamt werden in der Stadtverwaltung

bzw. dem Fachbereich Finanzen, Steuern,
Beteiligungscontrolling 55 Erbschaften und
rechtlich unselbständige Stiftungen treu-
händerisch verwaltet.

Mehr Informationen:

www.mannheim.de/stiftungsmanagement

Abwasser und Müll: Anpassung der Gebühren
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung
am 11. Dezember die Anpassung der städ-
tischen Abwasser- und Müllgebühren
beschlossen.

Stadtentwässerung
Um weiterhin die Abwasserbeseitigungs-
pflicht für die Stadt Mannheim im ge-
wohnten Maße erfüllen zu können, gleicht
der Eigenbetrieb Stadtentwässerung zum
1. Januar 2026 seine Schmutz- und Nieder-
schlagswassergebühr an.
Aufgrund drastisch gestiegener Ener-

giekosten sowie einer deutlichen Erhö-
hung der Lohnkosten musste die Stadt-
entwässerung die Gebühren anpassen.
Die Schmutzwassergebühr steigt zum
1. Januar 2026 um 7,1 Prozent von 1,96
auf 2,10 Euro pro Kubikmeter, die Nie-
derschlagswassergebühr steigt um 8,3
Prozent von 0,72 auf 0,78 Euro pro Qua-
dratmeter entwässerte Fläche pro Jahr. Im
interkommunalen Vergleich liegen die Ge-
bühren der Stadtentwässerung Mannheim
für 2026 im unteren Drittel.

Abfallwirtschaft
Die thermische Abfallbehandlung in
Deutschland wird seit 2024 durch das
nationale Brennstoffemissionshandels-
gesetz (BEHG) in den Emissionshandel
einbezogen, um den Klimaschutz zu stär-
ken. Seither unterliegt die Verbrennung
von Siedlungsabfällen einer zusätzlichen
CO2-Bepreisung. In Mannheim wird der
durch den Eigenbetrieb Stadtraumservice

eingesammelte Rest- und Sperrmüll aus
privaten Haushalten durch die MVV Um-
welt Asset auf der Friesenheimer Insel
verwertet. Diese CO2-Bepreisung hat
die ohnehin gestiegenen Kosten der Ab-
fallentsorgung für kommunale Entsorger
weiter erhöht. Weitere Gründe sind der
gestiegene Personalaufwand durch die
letztjährigen Tarifabschlüsse sowie die
erhöhten Beschaffungskosten für Energie
und Treibstoffe. Daher ist zum 1. Januar
2026 eine Erhöhung bei den städtischen
Restmüllgebühren um durchschnittlich
11,97 Prozent erforderlich. Ein Haushalt
zahlt dann für die 80-Liter-Restmülltonne
bei 14-täglicher Leerung im Teilservice
monatlich 23 statt wie ursprünglich fest-
gelegt 21,40 Euro.
Mit der Restmüllgebühr deckt die

Stadt Mannheim zum einen die Kosten
der Sammlung und der Entsorgung bei
der Bio-, Papier- und Wertstofftonne ab.
Zum anderen werden auch die städtische
Sperrmüllentsorgung, die Grünschnitt-
sammlung, die Altkleidersammlung, die
Beseitigung wilder Ablagerungen, die Pro-
blemstoffentsorgung sowie Betrieb und
Unterhalt der Recyclinghöfe finanziert.
Der Stadtraumservice Mannheim weist

auf die Einsparpotenziale hin, die jeder
Privathaushalt für sich durch die konse-
quente Trennung von Abfällen nutzen
kann: Wer sich für eine gebührenfreie
Biotonne entscheidet und darüber hinaus
Papier und Wertstoffe aussortiert, kann
sein monatliches Restmüllaufkommen bis

auf die Hälfte reduzieren. Damit ist der
Umstieg auf eine kleinere und günstigere
Restmülltonne möglich.

Stadtreinigung
Zum 1. Januar 2026 ist auch eine Anpas-
sung der Gebühren im Bereich der Stadt-
reinigung erforderlich. Diese werden von
Hauseigentümerinnen und -eigentümern
sowie Anliegerinnen und Anliegern in der
Innenstadt und im Jungbusch dafür ent-
richtet, dass die Stadt ihre Reinigungs-
pflicht übernimmt. Die Kostensteigerung
ist zum einen darauf zurückzuführen, dass
auch hier die Verbrennung des Straßen-
kehrichts einer CO2-Bepreisung unter-
liegt, die sich Anfang 2026 weiter erhöht.
Zum anderen fallen bei der personalinten-
siven Stadtreinigung die Tarifsteigerun-
gen besonders ins Gewicht.
Im Kalkulationszeitraum des Jahres

2026 steigen die Reinigungsgebühren im
Bereich der Fußgängerzone (Planken und
Breite Straße) um durchschnittlich 16,8
Prozent und bei der sonstigen Gehweg-
reinigung um durchschnittlich 6,5 Pro-
zent. Für 2027 steigen die Gebühren im
Bereich Fußgängerzone um durchschnitt-
lich 3,2 Prozent, bei der Gehwegreinigung
um durchschnittlich 7,1 Prozent und bei
der Nassreinigung um durchschnittlich
1,5 Prozent. Zudem wird der Reinigungs-
rhythmus in bestimmten Straßen in der
Innenstadt angepasst, in denen es nicht
zu einem überdurchschnittlichem Litte-
ring kommt.

Gemeinderat beschließt Konsolidierung
Der Gemeinderat hat am 11. Dezember
dem Konsolidierungsprogramm für die
Jahre 2025 bis 2028 mit breiter Mehrheit
zugestimmt. Nach aktuellen Prognosen
muss die Stadt Mannheim bis Ende 2028
ein Defizit von rund 600 Millionen Euro
ausgleichen. Die Finanzsituation hat sich
wegen geringerer Erträge bei der Gewer-
besteuer und dem Gemeindeanteil an der
Einkommenssteuer, deutlichen Mehrauf-
wendungen unter anderem im sozialen
Bereich, höheren Verlusten städtischer
Beteiligungen und Eigenbetriebe sowie
Kostensteigerungen bei Bau- und Infra-
strukturmaßnahmen zugespitzt.
Um die finanzielle Handlungsfähigkeit

dauerhaft zu sichern und den Haushalt
nachhaltig und strukturell auszugleichen,
hat der Gemeinderat eine ganze Reihe von
Maßnahmen beschließen müssen. Bislang

konnten so Verbesserungen von rund 260
Millionen Euro erzielt werden. Es sind also
weitere Maßnahmen von rund 340 Millio-
nen Euro erforderlich.
Die Konsolidierungsmaßnahmen be-

treffen zunächst die Verwaltung. So wer-
den durch Prozessoptimierungen Stellen
nicht wieder besetzt, durch Desk-Sharing
soll der Bedarf an Büroflächen reduziert
werden und beispielsweise wird der Schil-
lerpreis künftig nicht mehr alle zwei,
sondern nur noch alle drei Jahre verlie-
hen. Andere Maßnahmen betreffen auch
die Bürgerinnen und Bürger – so wurde
etwa die Anpassung der Gebühren bei
der Stadtbibliothek, der Musikschule,
den Schwimmbädern oder dem Stadt-
raumservice beschlossen. Auch die Park-
gebühren werden angepasst – mit dem
Ziel, die Parkhäuser und Tiefgaragen, wie

im Masterplan Mobilität 2025+ vorgese-
hen, als Abstellorte zu stärken. Deshalb
sind die ersten 30 Minuten in städtischen
Parkhäusern ab sofort kostenfrei, wo-
hingegen das Straßenparken um rund 10
Prozent teurer wird. So werden in allen
Dezernaten und Eigenbetrieben 5 Prozent
der Budgets eingespart, außerdem Inves-
titionen verringert oder zeitlich gestreckt.
„Gemeinsam mit dem Gemeinderat

haben wir einen klar strukturierten Kon-
solidierungspfad eingeschlagen, der Ver-
waltung und Bürgerschaft ausgewogen
belastet“, erklärt Oberbürgermeister
Christian Specht und betont: „Die bis-
herigen Maßnahmen bilden eine solide
Grundlage, auf der weitere Schritte auf-
bauen und die uns auch weiterhin In-
vestitionen in die Zukunft unserer Stadt
ermöglicht.“

U-Halle: nächste Schritte gebilligt
Die U-Halle soll zu einem offenen Lern- und
Erlebnisort ausgebaut werden, der dauerhaft
neue Impulse für Mannheim und die Region
setzt. Ein entsprechendes Nutzungskonzept
regionaler Investoren hat der Gemeinderat in
seiner Sitzung am 11. Dezember gebilligt unddie
Verwaltungmit konkreten Vertragsverhandlun-
gen beauftragt.
Die jetzt vorgestellte konzeptionelle Weiter-

entwicklung sieht vor, die U-Halle als Ort für
Bildung, Begegnung und Bewegung dauerhaft
zu etablieren. Kern des Konzepts ist die Kom-
bination aus einem musealen Angebot, zum
Beispiel ein innovatives Energiemuseum („Elek-
tropolis Mannheim“) oder ein interaktives Mu-
seum zum Themenfeld Kalter Krieg, und einer
Hightech-Experience-Halle mit wechselnden
immersiven Ausstellungen. In dieser Halle kön-
neneuropaweit erfolgreicheWanderausstellun-
gen wie „Harry Potter“ oder „Titanic“, interak-
tive Projektionsweltenwie „Verkehrserziehung“
und „Play Arenas“ oder Projektionsausstellun-
gen wie „Van Gogh“, „Dalí“ oder „Cézanne“ im
Wechsel präsentiert werden. Ergänzt wird das
durch gastronomische Angebote im Innen- und
Außenbereich. Die verschiedenen Bausteine
sind eng miteinander verzahnt und richten sich
an alle Generationen – von Schulklassen bis zu
Familien und internationalen Gästen. So soll
die U-Halle zu einem Ort werden, der Wissen
vermittelt, Geschichte erlebbar macht und mo-
derne Technologien anschaulich zeigt.

Die für die Umsetzung notwendigen Inves-
titionen werden vollständig von der privaten
Investorengruppe getragen. Geplant ist ein
Mietvertrag mit einer Laufzeit von 15 bis 20
Jahren, der Stadt und Investoren Planungs-
sicherheit und der U-Halle eine dauerhafte
Perspektive gibt. Die geplanten Maßnahmen
zur Mobilitäts- und Besuchersteuerung sor-
gen für einen verträglichen Betrieb und be-
rücksichtigen die besondere Lage der U-Halle
im Grünzug Nordost. Das Außengelände der
Halle soll mit aktuellen Exponaten des ge-
planten Museums aufgewertet werden und
auch weiterhin öffentlich und kostenfrei zu-
gänglich sein.
„Das Konzept hat den Gemeinderat über-

zeugt. Es belebt die aktuell brachliegende U-
Halle, ohne dass die Stadt dafür in Vorleistung
tretenmuss“, erklärtOberbürgermeister Chris-
tian Specht. „Die geplanten Angebote ma-
chen in der U-Halle Wissen, Geschichte und
Innovation unmittelbar erfahrbar. Das knüpft
bewusst an die Tradition der BUGA 23 an, die
die U-Halle als identitätsstiftenden Raum neu
geöffnet hat. Genau diese Idee – Menschen
zusammenzubringen, ihnen Neues zu zeigen
und das Areal mit Leben zu füllen – wird nun
fortgesetzt. Damit entsteht ein Angebot, das
das Quartier stärkt, Mannheim bereichert und
weit über die Stadt hinausstrahlt.“
Die neuen Angebote in der U-Halle sollen

voraussichtlich 2027 in Betrieb gehen.

Neue Allgemeinverfügung zur ASP
Die Maßnahmen zur Eindämmung der Afrika-
nischen Schweinepest (ASP) haben Wirkung
gezeigt: Das Seuchengeschehen im Stadtgebiet
hat sich deutlich beruhigt. Vor diesem Hinter-
grund kann die Stadt Mannheim nach enger
Abstimmung mit dem Ministerium für Ernäh-
rung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
Baden-Württemberg zentrale Einschränkungen
zurücknehmen. Eine entsprechende Allgemein-
verfügung ist am 12. Dezember in Kraft getreten.

Die Leinenpflicht für Hunde wird deutlich
gelockert. Sie gilt künftig nur noch nördlich
des Neckars, da sich das Seuchengeschehen
bislang ausschließlich auf diesen Bereich

beschränkt. Und die bisherigen Regelungen
zum Abbrennen von Feuerwerk entfallen. Die
Änderungen bedeuten insbesondere mit Blick
auf den bevorstehenden Jahreswechsel, aber
auch für einen großen Teil der Hundehalterin-
nen und -halter eine deutliche Entlastung.

Die Stadt Mannheim bittet dennoch, die
weiterhin geltenden Vorgaben zu beachten,
um den erreichten Erfolg bei der Eindämmung
der ASP nicht zu gefährden.

Die Allgemeinverfügung ist unter www.
mannheim.de/oeb sowie bei den Öffentlichen
Bekanntmachungen in dieser Amtsblatt-Aus-
gabe zu finden.

Weihnachtsferien: Öffnungszeiten
Die Stadt Mannheim informiert über die Öff-
nungszeiten städtischer Einrichtungen rund um
die Feiertage und den Jahreswechsel 2025/26:

Stadtbibliothek
Die Zentralbibliothek im Stadthaus N 1 sowie die
Kinder- und Jugendbibliothek sind von 24. Dezem-
ber bis 1. Januar geschlossen. Die Musikbibliothek
nimmt den Betrieb am 7. Januar wieder auf. Die
Stadtteilbibliotheken bleiben vom 22. Dezember
bis einschließlich 6. Januar geschlossen, mit fol-
genden Ausnahmen: Seckenheim hat am 22. De-
zember und Rheinau am 23. Dezember das letzte
Mal geöffnet. DieMobile Bibliothek legt in diesem
Zeitraum ebenfalls eine Pause ein. Weitere Infor-
mationen: www.mannheim.de/stadtbibliothek

Jugendeinrichtungen
Die Jugendhäuser Rheinau, Herzogenried, Hoch-
stätt, Lindenhof, Neckarau, Schönau, Schwetzin-
gerstadt, Soul-Men-Club, Vogelstang sowieWald-
pfortebleibenvon22.Dezemberbiseinschließlich
6. oder 7. Januar geschlossen. Das Jugendhaus
Erlenhof schließt bereits am 19. Dezember und
öffnet am 12. Januar wieder. Rheinau bleibt von
24. Dezember bis einschließlich 6. Januar ge-
schlossen. Feudenheim ist von 22. Dezember bis
9. Januar zu. Das Jugendhaus Herzogenried bietet
nach der Schließzeit (22. Dezember bis 6. Januar)
bis 9. Januar ein reduziertes Programm an.

Bürgerservices
DieBürgerservices imTechnischenRathaus (Lin-
denhof), in K 7, Waldhof, Käfertal, Neckarstadt,
Neckarau und Rheinau sind zu den gewohnten
Öffnungszeiten erreichbar – mit Ausnahme der
Feiertage, an denen alle Dienststellen geschlos-
sen bleiben.

Abfallentsorgung
Die Müllabfuhr wird je nach Bezirk auf frühere
oder spätere Termine vorgezogen bzw. verscho-
ben. Betroffen sindmehrereAbholtage zwischen
20. Dezember und 10. Januar. Alle Änderungen
sind bereits im Abfallkalender 2025/26 und in
der Abfall-App berücksichtigt. Behälter müssen
an den jeweiligen Ersatzterminen frei zugänglich
sein. Bei witterungs- oder betriebsbedingten
Verzögerungen holt der Abfallwirtschaftsbetrieb

dieLeerungenandenFolgetagennach.Allenicht
betroffenen Abfuhrtage bleiben unverändert.

RecyclinghöfeundEntsorgungsanlagen
Die Recyclinghöfe Im Morchhof 37 und Max-Born-
Str. 28 sind von 24. bis 27. Dezember, am 31. Dezem-
ber sowie am 1. Januar geschlossen. An allen anderen
Werktagen gelten die bekannten Öffnungszeiten.
Der ABG-Kompostplatz in der Ölhafenstraße und
die Deponie Friesenheimer Insel bleiben von
24. Dezember bis einschließlich 6. Januar geschlos-
sen. Weitere Informationen: www.mannheim.de/
buerger-sein/adressen-und-oeffnungszeiten

Sport- undBäderbetriebe
Alle städtischen Sportstätten bleiben am 24., 25.
und 31. Dezember sowie am 1. Januar geschlos-
sen. Das Herschelbad und das Hallenbad Wald-
hof-Ost sind an den Feiertagen geschlossen,
ansonsten gelten die regulären Öffnungszeiten.
Das Gartenhallenbad Neckarau hat während
der Ferien freitags verlängerte Öffnungszeiten
von 6 bis 22 Uhr. Am 26. Dezember und am 6. Ja-
nuar ist jeweils von 9 bis 20 Uhr geöffnet. Die
Saunaöffnungszeiten bleiben unverändert. Das
Hallenbad Vogelstang ist von 24. Dezember bis
einschließlich 6. Januar geschlossen. Weitere In-
formationen: www.mannheim.de/schwimmen

Von 22. Dezember bis 11. Januar gibt es im Eis-
sportzentrum Herzogenried verlängerte und zu-
sätzliche Öffnungszeiten und jeden Abend von
20 bis 22 Uhr Rundlauf über zwei Hallen. Mon-
tags bis samstags ist von 10 bis 13.30 Uhr, 15 bis
18.30Uhr sowie 20 bis 22Uhr geöffnet. Sonntags
sind die Laufzeiten von 10 bis 13.30 Uhr und 15
bis 18 Uhr. Am 24., 25. und 31. Dezember sowie
1. Januar ist geschlossen.Weitere Informationen:
www.mannheim.de/eislaufen

Reiss-Engelhorn-Museen
Die Reiss-Engelhorn-Museen haben dienstags bis
sonntags von 10 bis 17 Uhr geöffnet – auch am
26. Dezember sowie 1. und 6. Januar. Am 24., 25.
und 31. Dezember bleiben die Tore geschlossen.
Weitere Informationen: www.rem-mannheim.de

Die Stadt Mannheim bittet um Verständnis für
die saisonalen Anpassungen der Öffnungszeiten
undwünscht allen Bürgerinnen undBürgern frohe
Feiertage und einen guten Start ins Jahr 2026.
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Messungen der Geschwindigkeit
Die Stadt Mannheim führt vonMontag, 22., bis
Dienstag, 23. Dezember, in folgenden Straßen
Geschwindigkeitskontrollen durch:
B36 – Hauptstraße – Helmut-Kohl-Straße –
Lange Rötterstraße – Luzenbergstraße
Kurzfristige Änderungen oder zusätzliche
Messstellen sind aus aktuellemAnlassmöglich.

„Lucrezia Borgia“
Am 7. Dezember hat das Melodramma „Lucre-
zia Borgia“ von Gaetano Donizetti Premiere in
der Oper am Luisenpark (OPAL) gefeiert. Eine
Giftmischerin, Mörderin, Femme fatale, Intri-
gantin und Lügnerin, Tochter und Konkubine
des Papstes und Geliebte ihres Bruders. Diese
sagenhaften Zuschreibungen hat Lucrezia ih-
rem Nachnamen zu verdanken, denn die Bor-
gias waren eine der wohl einflussreichsten und
aus diesem Grund meistgehassten Familien
der Renaissance. Die nächsten Vorstellungen
sind am 23. und 25. Dezember, 8. und 25. Ja-
nuar, 6., 8. und 22. Februar sowie am 7. März.
Weitere Informationen:
www.nationaltheater-mannheim.de

Änderung der Abfallentsorgung
Wegen der Feiertage an Weihnachten er-
geben sich folgende Änderungen bei der
Abfallentsorgung:
ursprünglich: 22., neu: 20. Dezember
ursprünglich: 23., neu: 22. Dezember
ursprünglich: 24., neu: teilw. 22., teilw. 23.
Dezember
ursprünglich: 25., neu: 23. Dezember
ursprünglich: 26., neu: 27. Dezember
ursprünglich: 30., neu: teilw. 29., teilw. 30.
Dezember
ursprünglich: 31., neu: 30. Dezember
ursprünglich: 1., neu: 2. Januar
ursprünglich: 2., neu: 3. Januar
Diese Terminverschiebung wurde im Ab-
fallkalender und in der Abfall-App bereits
berücksichtigt.

Integrationsfonds Südosteuropa
Mannheim fördert die südosteuropäischen
EU-Bürgerinnenund -Bürger in schwierigenso-
zialen Lagen bei ihrer Einbindung in die Stadt-
gesellschaft. Über den Fonds können schwer-
punktmäßig Maßnahmen gefördert werden,
die den Neuzugewanderten Erstorientierung
und Informationen vermitteln, die Begegnung
und das Zusammenleben im Stadtteil fördern,
bildungsbezogene Kinder- und Jugendange-
bote schaffen sowie geschlechterspezifische
Unterstützungs- und Stärkungsangebote an-
bieten. Antragsfrist ist der 26. Januar.
Weitere Informationen: www.mannheim.de/
integrationsfonds, 0621/293-9469

Hinweis in eigener Sache
Aufgrund der Karenzzeit vor der Landtags-
wahl 2026 setzt die Rubrik „Stimmen aus dem
Gemeinderat“ mit Beiträgen der Fraktionen,
Gruppierungen sowie Einzelstadträtinnen und
Einzelstadträten derzeit aus. Nach der Wahl
am 8. März geht es mit den Beiträgen weiter.

Neujahrsempfang 2026
„Menschen. Mut. Ideen“ ist das Motto des
Neujahrsempfangs 2026 der Stadt Mannheim,
derwie immer am6. Januar imCongressCenter
Rosengarten stattfindet. Die Veranstaltung ist
öffentlich und die Bevölkerung ist eingeladen.
Im Mittelpunkt steht die Neujahrsansprache
von Oberbürgermeister Christian Specht ab 11
Uhr imMozartsaal. Ab 13 Uhr folgt ein vielfälti-
ges Programm im gesamten Rosengarten, das
von zahlreichen Mannheimer Vereinen, Orga-
nisationen und Institutionen gemeinsam ge-
staltet wird. Geboten werden Informationen,
Mitmachaktionen sowie Unterhaltung mit
Musik, Sport, Tanz und Theater im gesamten
Haus. Weitere Informationen:
www.mannheim.de/neujahrsempfang

ÖFFeNtliCHe beKaNNtmaCHuNGeN

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren
für öffentliche Leistungen ausgenommen Benutzungsgebühren vom

19. Dezember 2006
Aufgrund des § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581, ber.
S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. November
2024 (GBl. 2024, Nr. 98), der §§ 2 und 11 des Kommunalabgabengesetzes
für Baden-Württemberg vom 17. März 2005 (GBl. S. 206), zuletzt geändert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1233, 1249),
und des § 4 Abs. 3 des Landesgebührengesetzes vom 14. Dezember 2004
(GBl. S. 895), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 5. Novem-
ber 2024 (GBl. 2024, Nr. 91), hat der Gemeinderat am 11. Dezember 2025
folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen der
Stadt Mannheim ausgenommen Benutzungsgebühren (Verwaltungsgebüh-
rensatzung) vom 19. Dezember 2006, zuletzt geändert durch Satzung vom
08. Mai 2025, wird wie folgt geändert:

1.
Das Gebührenverzeichnis für öffentliche Leistungen der Stadt Mannheim
für die gesamte Stadtverwaltung (Gebührenverzeichnis 1) zu § 4 Abs. 1
Satz 1 der Satzung wird wie folgt geändert:
a) In der lfd. Nr. 5 werden die beiden Angaben „17,70“ jeweils durch die

Angaben „18,90“ ersetzt.
b) Nach der lfd. Nr. 18 wird folgende lfd. Nr. 19 neu eingefügt:

2.
Das Gebührenverzeichnis für öffentliche Leistungen der Stadt Mannheim
für die gesamte Stadtverwaltung (Gebührenverzeichnis 2) zu § 4 Abs. 1
Satz 1 der Satzung wird wie folgt geändert:
a) Die laufenden Nummern 2. bis 2.3.10 werden gestrichen.
b) Die laufende Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

c) Die lfd. Nummer 4.10 (4.10.1 – 4.10.3) wird wie folgt gefasst:

d) Nach der laufenden Nummer 5.11.1.2 werden die folgenden
Nummern eingefügt:

Lfd. Nr. Öffentliche Leistung Gebühr Euro

19. Erteilung eines schriftlichen Hausverbots, je angefangene
Viertelstunde

25,10

Lfd. Nr. Öffentliche Leistung Gebühr Euro

4. Fachbereich Baurecht, Bauverwaltung und Denkmalschutz

Lfd. Nr. Öffentliche Leistung Gebühr Euro
4.10 Denkmalschutzrechtl. Genehmigung einschließlich

Denkmalförderung
4.10.1 Erteilen einer Bescheinigung nach §§ 7i, 10f, 10g, 11b EStG zur

Inanspruchnahme von Steuervergünstigungen.
4,1 ‰ der

eingereichten
Rechnungssumme,
mindestens 296,04

4.10.2 Erteilen einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung als
selbstst. Verwaltungsakt der DSchBehörde; bis zu 1,5 Std
danach je weitere angefangene zehn Minuten

148,02
16,45

4.10.3 Erteilen einer denkmalschutzrechtlichen Zustimmung in einem
anderen Verfahren (z.B. Baugenehmigung); bis zu 1,5 Std
danach je weitere angefangene zehn Minuten

148,02
16,45

je weitere angefangene Viertelstunde 20,05

6.2.6 Prüfung des Vorkaufsrechts und ggf. Ausstellung eines
Negativzeugnisses nach § 25 LWaldG
je angefangene Viertelstunde 19,10

6.2.7 Verpflichtung zur Duldung der Anlage eines Weges nach § 28
Abs. 3 LWaldG
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

83,60
20,90

6.2.8 Ausnahme oder Befreiung von Handlungsverboten im
Biotopschutzwald nach § 30a Abs. 5 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

40,10
20,05

6.2.9 Genehmigung zur Errichtung oder Erweiterung eines Geheges
im Wald nach § 34 Abs. 1 LWaldG
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

86,60
21,65

6.2.10 Genehmigung einer organisierten Veranstaltung nach § 37 Abs.
2 LWaldG
je angefangene Viertelstunde 19,80

6.2.11 Erteilung einer Waldfahrgenehmigung nach § 37 Abs. 4.
LWaldG
je angefangene Viertelstunde 18,90

6.2.12 Genehmigung zur Kennzeichnung neuer Wanderwege nach §
37 Abs. 5 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

39,60
19,80

6.2.13 Anordnung der Beseitigung eines Zaunes nach § 37 Abs. 7
LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

40,10
20,05

6.2.14 Genehmigung der Sperrung von Wald nach § 38 Abs. 1 und
Abs. 2 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

41,80
20,90

6.2.15 Genehmigung zum Anzünden von Feuer; zur Verwendung von
offenem Licht; zum flächenweisen Abbrennen von
Bodendecken, Pflanzen oder Pflanzenresten; für Anlagen, die
mit der Errichtung oder dem Betrieb einer Feuerstätte
verbunden sind im Abstand von weniger als 100m vom Wald
nach § 41 Abs. 1 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

39,60
19,80

6.2.16 Forstaufsichtliche Anordnungen nach § 68 Abs. 1 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

40,10
20,05

6.2.17 Sonstige Leistungen der unteren Forstbehörde
je angefangene Viertelstunde 18,90

6.2.18 Sonstige Leistungen der Leitung der unteren Forstbehörde
je angefangene Viertelstunde 28,20

6.3 Wasserrecht
6.3.1 Erinnerung Tankprüfung 1,30
6.3.2 Schriftliche Auskünfte Grundwasserkataster und

Grundwasserstände

Lfd. Nr. Öffentliche Leistung Gebühr Euro

6 Fachbereich Klima, Natur, Umwelt
6.1 Naturschutz und Baumschutzsatzung
6.1.1 Anordnung nach § 3 Abs. 2 BNatSchG

bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

131,70
21,95

6.1.2 Erteilung von Erlaubnissen, Ausnahmen und Befreiungen die
u.a. auf dem BNatSchG beruhen
je angefangene Viertelstunde 21,95

6.1.3 Genehmigung von Tiergärten (Zoos) etc., nach § 42 und 43
NatSchG und Tiergehegen nach § 41 und 42 NatSchG
bis zu 3 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

263,40
21,95

6.1.4 Negativtestate, § 66 BNatSchG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

42,30
21,15

6.1.5 Genehmigung nach § 17 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG
bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

131,70
21,95

6.1.6 Anordnungen nach § 17 Abs. 4 Satz 2, Abs. 5 Satz 1, Abs. 8
und 9 Satz 3 BNatSchG
bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

131,70
21,95

6.1.7 Antrag auf Erlaubnis zur Baumfällung/zum Rückschnitt nach
Baumschutzsatzung der Stadt Mannheim
je angefangene Viertelstunde 18,95

6.1.8 Sonstige Leistungen der unteren Naturschutzbehörde
je angefangene Viertelstunde 21,95

6.1.9 Sonstige Leistungen der Leitung der unteren
Naturschutzbehörde
je angefangene Viertelstunde 25,50

6.2 Forst
6.2.1 Genehmigung der Beseitigung eines Baumbestandes für

betriebliche Einrichtungen sowie Leitungsschneisen nach § 9
Abs. 7 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

40,10
20,05

6.2.2 Genehmigung von Kahlhieben mit einer Fläche von mehr als 1
Hektar nach § 15 Abs. 3 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

40,10
20,05

6.2.3 Genehmigung zur Nutzung hiebsunreifer Bestände nach § 16
Abs. 1 und 3 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

40,10
20,05

6.2.4 Genehmigung zur Verlängerung der Wiederaufforstungsfrist
nach § 17 Abs. 1 und 3 LWaldG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

40,10
20,05

6.2.5 Genehmigung zur Teilung von Waldgrundstücken nach § 24
Abs. 1 LWaldG
bis zu 30 Minuten 40,10

bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

68,40
17,10

6.3.3.1 wasserrechtliche Erlaubnis zur Grundwasserentnahme ohne
Grundwasserabsenkungen nach §§ 8, 9 WHG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.3.2 wasserrechtliche Erlaubnis zur Grundwasserabsenkung oder
Grundwasserhaltung nach §§ 8, 9 WHG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.4 wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung bzw. Versickerung
von Niederschlagswasser nach §§ 8,9 WHG, § 14 Abs. 1 Ziffer
5 WG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.5 Sonstige wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG und § 10
WHG, soweit nicht eine Erlaubnis für Gewässerbenutzungen im
Zusammenhang mit dem Betrieb von Wasserkraftanlagen
erhoben wird
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

342,40
21,40

6.3.6 Gehobene Erlaubnis nach § 8 WHG und § 10 WHG, soweit
nicht eine gehobene Erlaubnis für Gewässerbenutzungen im
Zusammenhang mit dem Betrieb von Wasserkraftanlagen
erhoben wird
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

342,40
21,40

6.3.7 Bewilligung nach § 8 WHG und § 10 WHG, soweit nicht eine
Bewilligung für Gewässerbenutzungen im Zusammenhang mit
dem Betrieb von Wasserkraftanlagen erhoben wird
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

342,40
21,40

6.3.8 Zulassung des vorzeitigen Beginns mit der Benutzung in einem
Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren nach § 17 WHG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.9 Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 WHG und nach § 48
Absatz 1 Satz 1 WG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.10 Erlaubnis für Anlagen in, an, über und unter oberirdischen
Gewässern, § 28 WG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.11 Einleitungsgenehmigung nach § 58 Absatz 1 Satz 1 WHG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.12 Einleiten von Abwasser in Gewässer nach § 57 WHG
(Direkteinleitung)
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.13 Zulassung nach § 78 Absatz 2 und 5 WHG sowie weiterer
wasserrechtlicher
Vorschriften nach §§ 78 a ff. WHG
bis zu 4 Stunden 373,60
je weitere angefangene Viertelstunde 23,35

6.3.14 Befreiung von Verboten in Wasserschutz- und
Heilquellenschutzgebieten nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG in
Verbindung mit § 53 Abs. 5 WHG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

356,00
22,25

6.3.15 Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 Satz 1 WHG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

372,00
23,25

6.3.16 Anordnung nach § 16 AwSV i.V. m. § 62 WHG über Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

362,40
22,65

6.3.17 Überprüfung von Anlagen im Rahmen der Gewässeraufsicht
ohne Anordnungen nach § 100 Abs. 1 Satz 1 WHG, § 75 Abs. 2
WG
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

93,20
23,30

6.3.18 Anordnungen im Rahmen der Gewässeraufsicht nach § 100
Abs. 1 Satz 2 WHG und § 75 Abs. 1 WG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

357,60
22,35

6.3.19 Anordnungen im Rahmen der Gewässeraufsicht nach § 100
Abs. 1 Satz 2 WHG und § 75 Abs. 1 WG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

271,80
22,65

6.3.20 Kontrolle einer überwachungspflichtigen Arbeit nach § 49 WHG
und § 43 WG
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

93,20
23,30

6.3.21 Plangenehmigungen und Planfeststellung nach § 68 WHG
bis zu 20 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

1.812,00
22,65

6.3.22 Sonstige Leistungen der unteren Wasserbehörde
je angefangene Viertelstunde 22,20

6.3.23 Sonstige Leistungen der Leitung der unteren Wasserbehörde
je angefangene Viertelstunde 25,50

6.4 Bodenschutz und Altlasten
6.4.1 Anordnungen und sonstige Entscheidungen nach dem

BBodSchG und dem Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz
nach § 9 Abs. 1, §§ 10, 13, 14, 15, 16, 25 und § 3
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

88,40
22,10

6.4.2 Tätigkeiten im Rahmen der Überwachung
bodenschutzrechtlicher Maßnahmen
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

88,40
22,10

6.4.3 Auskünfte aus dem Altlasten- und Bodenschutzkataster
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

90,20
22,55

6.4.4 Negativauskunft 45,10
6.4.5 Löschungen und Umstufungen im Altlasten- und

Bodenschutzkataster
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

90,20
22,55

6.4.6 Sonstige Leistungen der unteren Bodenschutzbehörde
je angefangene Viertelstunde 21,75

6.4.7 Sonstige Leistungen der unteren Bodenschutzbehörde
je angefangene Viertelstunde 25,50

6.5 Abfallrecht
6.5.1 Anordnung zur Durchführung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen nach § 62 KrWG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

357,60
22,35

6.5.2 Prüfung einer Anzeige der Sammler, Beförderer, Händler oder
Makler von Abfällen nach § 53 Abs. 1 KrWG
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

88,20
22,05

6.5.3 Erlaubnis für Sammler, Beförderer, Händler oder Makler von
gefährlichen Abfällen nach § 54 Abs. 1 KrWG
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

176,40
22,05

6.5.4 Anordnung zur Bestellung von Betriebsbeauftragten für Abfall
nach § 59 Abs. 2 KrWG
bis zu 3 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

264,60
22,05

6.5.5 Abfallrechtliche Anzeige nach § 18 KrWG
bis zu 3 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

214,20
17,85

6.5.6 Entfernung Schrottfahrzeuge (ohne Verschrottung) für
- Ein- und mehrspurige Fahrzeuge mit einem zulässigen
Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen
- Mehrspurige Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht
über 3,5 Tonnen und Wohnanhänger
zzgl. Verwaltungsaufwand
bis zu 2 Stunden 45 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde
ggf. zzgl. des notwendigen Öffnens des Fahrzeugs zur
Feststellung des Fahrzeugidentifikationsnummer
zzgl. Abstellgebühr für den Verwahrplatz

396,20

1.056,65

165,00
15,00

71,40
nach Nummer 6.5.8

6.5.7 Entfernung Schrottfahrzeuge (mit Verschrottung) für
- Ein- und mehrspurige Fahrzeuge mit einem zulässigen
Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen
- Mehrspurige Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht
über 3,5 Tonnen und Wohnanhänger
zzgl. Verwaltungsaufwand bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde
zzgl. Kontrolle der zu verschrottenden Fahrzeuge durch
Sachbearbeiter bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde
ggf. zzgl. des notwendigen Öffnens des Fahrzeugs zur
Feststellung des Fahrzeugidentifikationsnummer
zzgl. Abstellgebühr für den Verwahrplatz

494,45

1815,35
30,00
15,00

65,60
16,40

71,40
nach Nummer 6.5.8

6.5.8 Standgebühr je Tag, für verwahrte Fahrzeuge nach Nummer
6.5.6 und 6.5.7
- Einspurige Fahrzeuge
- Mehrspurige Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht

3,30

bis 3,5 t
- Mehrspurige Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht
über 3,5 t und Wohnanhänger

12,70

38,65
6.5.9 Gestattung der Bestellung von Abfallbeauftragten gemäß §§ 5

und 6 AbfBeauftrV
bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

132,30
22,05

6.5.10 Befreiung von der Pflicht zur Bestellung eines
Abfallbeauftragten gemäß § 7 AbfBeauftrV
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

176,40
22,05

6.5.11 Zulassung von Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 2 AltölV
bis zu 3 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

264,60
22,05

6.5.12 Erteilung von Freistellungen gemäß § 10 Abs. 2 BioAbfV
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

352,80
22,05

6.6 Immissionsschutzrecht
Genehmigung im förmlichen Verfahren

6.6.1 Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen
nach § 4 Abs.1 BImSchG in Abhängigkeit von den
Errichtungskosten:
Errichtungskosten unter 25.000 €

Errichtungskosten unter 50.000 €

Errichtungskosten unter 125.000 €

Errichtungskosten unter 500.000 €

Errichtungskosten unter 2.500.000 €

Errichtungskosten über 2.500.000 €

0,7 % der
Errichtungskosten;

mind. 135,--
0,6 % der

Errichtungskosten;
mind. 200,--
0,5 % der

Errichtungskosten;
mind. 330,--
0,4 % der

Errichtungskosten;
mind. 665,--
0,3 % der

Errichtungskosten;
mind. 3.000,--

9.000,-- zuzüglich
0,04 %

des 2.500.000 €
übersteigenden

Betrages

g
6.6.2 Genehmigung im vereinfachten Verfahren 75 % der Gebühr

nach 6.6.1,
mindestens 265,--

Änderung genehmigungsbedürftiger Anlagen
6.6.3 Prüfung der Genehmigungsbedürftigkeit bei der Änderung einer

genehmigungs-bedürftigen Anlage nach § 15 Abs. 2 BImSchG
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

86,00
21,50

6.6.4 Genehmigung von Änderungen der Lage, der Beschaffenheit
oder des Betriebs der Anlage nach § 16 Abs. 1 und 2 Satz 3
sowie Abs. 4 BImSchG und von Versuchsanlagen nach § 2
Abs. 3 Satz 1 4. BImSchV
bis zu 10 Stunden 862,00
je weitere angefangene Viertelstunde 21,55

6.6.5 Teilgenehmigung
Werden für Errichtung und Betrieb nach § 8 Abs. 1 BImSchG
oder § 23b Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 8 Abs. 1
BImSchG getrennte Genehmigungen erteilt, so sind anzusetzen

6.6.5.1 für die Genehmigung zur Errichtung der Anlage oder eines Teils
der Anlage
bis zu 8 Stunden 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

731,00
21,50

6.6.5.2 für die Genehmigung zum Betrieb der Anlage oder eines Teils
der Anlage
bis zu 5 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

431,00
21,55

6.6.6 Vorbescheid nach § 9 Abs. 1 BImSchG oder § 23b Abs. 1
BImSchG in Verbindung mit § 9 Abs. 1 BImSchG
bis zu 3 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

250,20
20,85

6.6.7 Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 8a Abs. 1 und 3
BImSchG oder § 23b Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 8a
Abs. 1 und 3 BImSchG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

340,00
21,25

Umweltverträglichkeitsprüfung
6.6.8 Umweltverträglichkeitsprüfung:

Vorprüfung des Einzelfalls nach UVPG
25 % der

Zulassungsgebühr
6.6.9 Umweltverträglichkeitsprüfung:

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 3
UVPG im Zusammenhang mit einem Zulassungsverfahren

75 % der
Zulassungsgebühr

6.6.10 Fristverlängerung nach § 18 Abs. 3 BImSchG oder § 23b Abs. 1
BImSchG in Verbindung mit § 18 Abs. 3 BImSchG
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

171,60
21,45

6.6.11 Prüfung einer Anzeige nach § 15 Abs. 3 BImSchG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

343,20
21,45

6.6.12 Anordnung von Messungen nach den §§ 26, 28 oder § 29
BImSchG
bis zu 6 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

514,80
21,45

6.6.13 Anordnung einer sicherheitstechnischen Überprüfung nach §
29a Abs. 1 BImSchG
bis zu 6 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

514,80
21,45

6.6.14 Erlass einer nachträglichen Anordnung gem. § 17 BImSchG
bis zu 10 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

858,00
21,45

6.6.15 Zulassung von Ausnahmen von Rechtsverordnungen, die auf
dem BImSchG beruhen
bis zu 5 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

429,00
21,45

6.6.16 Überwachungsmaßnahmen bei sonstigen
genehmigungsbedürftigen Anlagen gemäß der Verordnung
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV)
bis zu 6 Stunden 514,80
je weitere angefangene Viertelstunde 21,45

6.6.17 Gestattung der Bestellung eines Immissionsschutz- und
Störfallbeauftragten nach §§ 4 und 5 5. BImSchV
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

171,60
21,45

6.6.18 Sonstige Leistungen der unteren Immissionsschutzbehörde
je angefangene Viertelstunde 21,35

6.6.19 Sonstige Leistungen der Leitung der unteren
Immissionsschutzbehörde
je angefangene Viertelstunde 25,05

6.7 Schornsteinfegerwesen
6.7.1 Bestellung als bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger nach §

10 SchfHwG
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

145,20
18,15

6.7.2 Bestellung eines stellvertretenden bevollmächtigten
Bezirksschornsteinfeger nach § 11b SchfHwG
bis zu 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

36,30
18,15

6.7.3 Aufhebung der Bestellung zum bevollmächtigten
Bezirksschornsteinfeger nach § 12 SchfHwG
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

75,20
18,80

6.7.4 Anordnungen und förmliche Entscheidungen im Bereich des
Schornsteinfegerwesens
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

72,60
18,15

6.8 Technischer Arbeitsschutz
6.8.1.1 Von Amts wegen durchzuführende Betriebsbesichtigungen

(„Revision“) einschließlich Beratungen im Sinne von präventiver
Information

gebührenfrei

6.8.1.2 Nachbesichtigung, auch soweit sie mit einer Besichtigung nach
Nr. 6.8.1.1 verbunden ist
bis zu 2 Stunden 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

215,00
21,50

6.8.2 Anordnung nach § 22 Abs. 3 ArbSchG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

328,80
20,55

6.8.3.1 Erlaubnisse von Anlagen nach § 18 Abs. 1 BetrSichV
bis zu 500.000 € der Errichtungskosten der Anlage

0,4 % der
Errichtungskosten,

mind. 99,--
6.8.3.2 Erlaubnisse von Anlagen nach § 18 Abs. 1 BetrSichV

bis zu 5.000.000 € der Errichtungskosten der Anlage
0,3 % der

Errichtungskosten,
mind. 2.000,--

6.8.3.3 Erlaubnisse von Anlagen nach § 18 Abs. 1 BetrSichV
mehr als 5.000.000 € der Errichtungskosten der Anlage

15.000,-- zuzüglich
0,1 %

des 5.000.000 €
übersteigenden

Wertes
6.8.4 Maßnahmen nach § 19 Abs. 5 BetrSichV

bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

344,00
21,50

6.8.5 Verlängerung oder Verkürzung von Prüffristen nach § 19 Abs. 6
BetrSichV
bis zu 3 Stunden 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

301,00
21,50

6.8.6 Verlangen von Auskünften und Unterlagen, Anordnung zur
Erlangung von Auskünften nach § 27 Absatz 1 Satz 1 ÜAnlG
bis zu 45 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

61,35
20,45

6.8.7 Anordnung zur Unterstützung nach § 27 Absatz 2 Satz 3 ÜAnlG
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

163,60
20,45

6.8.8 Anordnung im Einzelfall nach § 27 Abs. 5 ÜAnlG
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

327,20
20,45

6.8.9 Ausnahmen nach § 6 Druckluftverordnung
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

86,00
21,50

6.8.10 Ausnahmen nach § 12 Abs. 1 Satz 4 Druckluftverordnung
bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

129,00
21,50

6.8.11 Ausnahme nach § 17 Abs. 1 Satz 2 Druckluftverordnung
bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

129,00
21,50

6.8.12 Ausnahmen nach § 15 Abs. 1 und 2 Lärm- und Vibrations-
Arbeitsschutzverordnung
bis zu 3 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

258,00
21,50

6.8.13 Ausnahmebewilligung nach § 3 a Abs. 3 ArbStättV
bis zu 4 Stunden 45 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

408,50
21,50

6.8.14 Prüfung der Vorlage zum Einrichten von Arbeitsstätten nach § 2
Abs. 9 ArbStättV
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

86,00
21,50

6.8.15 Ausnahme nach § 19 Abs. 1 GefStoffV
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

344,00
21,50

6.8.16 Anordnungen nach § 19 Abs. 3 GefStoffV
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

344,00
21,50

6.8.17 Untersagung nach § 19 Abs. 5 GefStoffV
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

344,00
21,50

6.8.18.1 Entgegennahme einer Anzeige von Tätigkeiten mit
asbesthaltigen Materialien (Anlagen 1.1 - 1.3 TRGS 519)

gebührenfrei

6.8.18.2 Bei Fristverkürzung durch verspätetes Einreichen der Anzeige
nach Anlage 1.1 - 1.3 TRGS 519 in Anlehnung an 6.8.18.1
bis zu 1 Stunde
je weitere angefangene Viertelstunde

86,00
21,50

6.8.19 Sonstige Leistungen der unteren Arbeitsschutzbehörde
je angefangene Viertelstunde 21,50

6.9 Sozialer Arbeitsschutz
6.9.1 Zulassung nach § 7 Abs. 2 des Gesetzes über Betriebsärzte,

Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für
Arbeitssicherheit
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

172,00
21,50

6.9.2 Anordnung nach § 12 Abs. 1 des Gesetzes über Betriebsärzte,
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für
Arbeitssicherheit
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

172,00
21,50

6.9.3 Ausnahme nach § 18 des Gesetzes über Betriebsärzte,
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für
Arbeitssicherheit
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

172,00
21,50

6.9.4 Bewilligungen gem. §§ 7 Abs. 5, 15 Abs. 1 und 2 ArbZG 99,-- bis 1.500,--
6.9.5 Feststellungen nach § 13 Abs. 3 Nummer 1 ArbZG

bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

344,00
21,50

6.9.6 Bewilligungen gem. § 13 Abs. 3 Nr. 2 ArbZG 99,-- bis 1.300,--
6.9.7 Bewilligungen gem. §§ 13 Abs. 4 und 5, 15 Abs. 2 ArbZG 300,-- bis 4.000,--
6.9.8 Bewilligungen gem. § 15 Abs. 1 Nr. 4 ArbZG 120,-- bis 600,--
6.9.9 Anordnungen gem. § 17 Abs. 2 ArbZG

bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

344,00
21,50

6.9.10 Bewilligungen gem. § 6 Abs. 1 JArbSchG 99,-- bis 500,--
6.9.11 Behördliche Anordnung nach § 27 Abs. 1 und 2 JArbSchG

bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

129,00
21,50

6.9.12 Bewilligung von Akkordarbeit und Fließbandarbeit von
Jugendlichen nach § 27 Abs. 3 JArbSchG
bis zu 1 Stunde 30 Minuten
je weitere angefangene Viertelstunde

129,00
21,50

6.9.13 Anordnungen gem. § 4 Abs. 1a FPersG
bis zu 2 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

140,40
17,55

6.10 Verwaltungsbehörde für Friedhofsangelegenheiten
6.10.1 Prüfung von Anträgen auf Ausnahme vom Verbot von

Friedhöfen für Erdbestattungen in Wasserschutz- und
Quellschutzgebieten nach § 4 Abs. 3 Bestattungsgesetz Baden-
Württemberg (BestattG BW)
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

352,80
22,05

6.10.2 Genehmigungen der Anlage und Erweiterung von privaten
Bestattungsplätzen nach § 9 Abs. 2 Satz 1 und § 9 Abs. 3
Bestattungsgesetz Baden-Württemberg (BestattG BW)
bis zu 4 Stunden
je weitere angefangene Viertelstunde

352,80
22,05

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Mannheim finden Sie unter
www.auftragsboerse.de.

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenfrei abrufen.

Baurecht, Bauverwaltung
und Denkmalschutz
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§ 2
Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01. Januar 2026 in Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B015

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder
die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Neben-
wohnsitzsteuer in Mannheim (Nebenwohnsitzsteuersatzung) vom

04.04.2017
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung Baden-Württemberg in der Fas-
sung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025, Nr. 71) in Verbindung mit §§
2, 8 und 9 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes Baden-Württemberg
(KAG) vom 17. März 2005 (GBl. 2005, S. 206), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 17. Dezember 2020 (GBl. 2020, S. 1233, 1249) hat der Gemein-
derat der Stadt Mannheim am 11.12.2025 folgende Satzung beschlossen:

Art. 1
Die Satzung über die Erhebung einer Nebenwohnsitzsteuer in Mannheim
vom 04.04.2017 wird wie folgt geändert:
1. § 6 wird wie folgt geändert:
Die Angabe „zehn“ wird durch die Angabe „fünfzehn“ ersetzt.
2. § 9 wird wie folgt geändert:
In Absatz 1 und 3 wird die Angabe „Steueramt“ durch die Angabe
„Fachbereich Finanzen, Steuern, Beteiligungscontrolling“ ersetzt.
3. § 13 wird wie folgt geändert:
In Absatz 1 und 2 wird die Angabe „Steueramt“ jeweils durch die Angabe
„Fachbereich Finanzen, Steuern, Beteiligungscontrolling“ ersetzt.

Art. 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B014

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder
die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung zur Regelung des Kostenersatzes für Leistungen der
Gemeindefeuerwehr der Stadt Mannheim (Feuerwehr-Kostenersatz-

satzung - FwKS)
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)
in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, S.581, ber.S.698) zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025, Nr. 71) in Verbindung
mit § 34 Absatz 4 und 5 des Feuerwehrgesetzes (FwG) in der Fassung
vom 02. März 2010 (GBl. 2010, S.333), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25. Februar 2025 (GBl. 2025 Nr.14) hat der Gemeinderat der Stadt
Mannheim am 11.12.2025 folgende Satzung über den Kostenersatz für
die Leistungen der Feuerwehr Mannheim beschlossen:

§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese Satzung regelt die Kostenersatzpflicht für Leistungen der

Gemeindefeuerwehr der Stadt Mannheim.
(2) Ersatzansprüche nach anderen Vorschriften bleiben unberührt.

§ 2 Aufgaben der Feuerwehr
(1) Die Feuerwehr hat

1. bei Schadenfeuer (Bränden) und öffentlichen Notständen Hilfe
zu leisten und den Einzelnen und das Gemeinwesen vor hierbei
drohenden Gefahren zu schützen und

2. zur Rettung von Menschen und Tieren aus lebensbedrohlichen
Lagen technische Hilfe zu leisten.

Ein öffentlicher Notstand ist ein durch ein Naturereignis, einen
Unglücksfall oder dergleichen verursachtes Ereignis, das zu einer
gegenwärtigen oder unmittelbar bevorstehenden Gefahr für das
Leben und die Gesundheit von Menschen und Tieren oder für
andere wesentliche Rechtsgüter führt, von dem die Allgemeinheit,
also eine unbestimmte und nicht bestimmbare Anzahl von Perso-
nen, unmittelbar betroffen ist und bei dem Eintritt der Gefahr oder
des Schadens nur durch außergewöhnliche Sofortmaßnahmen
beseitigt oder verhindert werden kann.

(2) Die Feuerwehr kann ferner durch die Gemeinde beauftragt
werden
1. mit der Abwehr von Gefahren bei anderen Notlagen für Men-

schen, Tiere und Schiffe und
2. mit Maßnahmen der Brandverhütung, insbesondere

der Brandschutzaufklärung und -erziehung sowie der
Brandsicherheitswache.

§ 3 Kostenersatzpflicht
(1) Einsätze der Feuerwehr nach § 2 Absatz 1 sind unentgeltlich,

soweit nicht in Satz 2 etwas anderes bestimmt ist. Kostenersatz
wird verlangt:
1. vom Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vor-

sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat,
2. vom Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch den Betrieb von

Kraftfahrzeugen, Anhängefahrzeugen, Schienen-, Luft- oder
Wasserkraftfahrzeugen verursacht wurde,

3. vom Betriebsinhaber für Kosten der Sonderlösch- und -einsatz-
mittel, die bei einem Brand in einem Gewerbe- oder Industrie-
betrieb anfallen,

4. vom Betreiber, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Um-
gang mit Gefahrstoffen oder wassergefährdenden Stoffen für
gewerbliche oder militärische Zwecke entstand,

5. von der Person, die ohne Vorliegen eines Schadensereignis-
ses die Feuerwehr vorsätzlich oder infolge grob fahrlässiger
Unkenntnis der Tatsachen alarmiert hat,

6. vom Betreiber, wenn der Einsatz durch einen Alarm einer
Brandmeldeanlage oder einer anderen technischen Anlage zur
Erkennung von Bränden oder zur Warnung bei Bränden mit au-
tomatischer Übertragung des Alarms an eine ständig besetzte
Stelle ausgelöst wurde, ohne dass ein Schadenfeuer vorlag,

7. vom Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch einen Notruf aus-
gelöst wurde, der über ein in einem Kraftfahrzeug installiertes
System zum Absetzen eines automatischen Notrufs oder zur
automatischen Übertragung einer Notfallmeldung an eine
ständig besetzte Stelle eingegangen ist, ohne dass ein Scha-
densereignis im Sinne von § 2 Absatz 1 FwG vorlag.

In den Fällen der Nummern 1 und 5 gelten § 6 Absätze 2 und
3 des Polizeigesetzes des Landes Baden-Württemberg (PolG)
entsprechend.

(2) Für Einsätze nach § 2 Absatz 2 wird Kostenersatz verlangt. Kos-
tenersatzpflichtig ist

1. derjenige, dessen Verhalten die Leistung erforderlich gemacht
hat; § 6 Absätze 2 und 3 PolG gelten entsprechend,

2. der Eigentümer der Sache, deren Zustand die Leistung
erforderlich gemacht hat, oder derjenige, der die tatsächliche
Gewalt über eine solche Sache ausübt,

3. derjenige, in dessen Interesse die Leistung erbracht wurde,
4. abweichend von den Nummern 1 bis 3 der Fahrzeughalter,

wenn der Einsatz durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen, An-
hängefahrzeugen, Schienen-, Luft- oder Wasserkraftfahrzeugen
verursacht wurde.

5. der Betreiber des Veranstaltungsorts, an dem die Brandsicher-
heitswache stattfindet.

(3) Ersatz der Kosten soll nicht verlangt werden, soweit dies eine
unbillige Härte wäre oder im öffentlichen Interesse liegt.

(4) Die Kosten der Überlandhilfe (§26 FwG) hat der Träger der Feuer-
wehr zu tragen, dem Hilfe geleistet worden ist. § 34 Absätze 4 bis
8 FwG i.V.m. § 4 der Satzung gelten entsprechend.

§ 4 Höhe des Kostenersatzes
(1) Der Kostenersatz wird in Stundensätzen für Einsatzkräfte und

Feuerwehrfahrzeuge nach Maßgabe des §34 Absätze 4 bis 8 FwG
erhoben. Die Höhe der Kostensätze ergibt sich aus dem in der
Anlage zu dieser Satzung beigefügten Verzeichnis.

(2) Für die Erhebung der Kosten für Einsatzkräfte werden Durch-
schnittssätze festgelegt.

(3) Für die normierten und mit diesen vergleichbaren Feuerwehr-
fahrzeugen gelten gemäß § 34 Absatz 8 FwG die pauschalen
Stundensätze der Verordnung des Innenministeriums Baden-
Württemberg über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr
(VOKeFw) in der jeweils geltenden Fassung. Für die übrigen
Fahrzeuge ergeben sich die Kostensätze aus dem in der Anlage
zu dieser Satzung beigefügten Verzeichnis.

(4) Die Einsatzdauer beginnt
1. bei den Kosten für Einsatzkräfte mit der Alarmierung (Beginn

des Einsatzes) und endet nach Wiederherstellung der Einsatz-
bereitschaft einschließlich der notwendigen Aufräumungs- und
Reinigungszeiten.

2. bei Fahrzeugen mit der Abfahrt aus der Feuerwache oder
dem Feuerwehrhaus und endet nach der Wiederherstellung
der Einsatzbereitschaft einschließlich Reinigungs-, Prüfungs-,
Reparatur- und sonstiger Zeiten, die sich daraus ergeben, dass
Feuerwehrfahrzeuge wieder einsatzfähig gemacht werden.

(5) Die Stundensätze werden halbstundenweise abgerechnet. Ange-
fangene Stunden werden bis zu 30 Minuten auf halbe Stunden,
darüber hinaus auf volle Stunden aufgerundet.

(6) Daneben kann Ersatz verlangt werden für
1. von der Gemeinde für den Einsatz von Hilfe leistenden Ge-

meinde- und Werkfeuerwehren oder andere Hilfe leistenden
Einrichtungen und Organisationen erstattete Kosten,

2. die Kosten der Sonderlösch- und Einsatzmittel nach § 3 Absatz
1 Satz 2 Nr. 3,

3. sonstige durch den Einsatz verursachte notwendige Kosten
und Auslagen. Hierzu gehören insbesondere die durch die
Hilfeleistung herangezogener und nicht durch Nr. 1 erfasster
Dritter, die Verwendung besonderer Lösch- und Einsatzmittel
und die Reparatur oder den Ersatz besonderer Ausrüstungen
entstandenen Kosten und Auslagen.

(7) Sofern die der Kostenersatzerhebung zugrundeliegenden Leistun-
gen der Stadt zukünftig einer Steuerpflicht unterliegen, erhöhen
sich die im Kostenverzeichnis ausgewiesenen Beträge um den
jeweils geltenden Steuersatz.

§ 5 Entstehen, Festsetzung und Fälligkeit der Kostenschuld
(1) Die Verpflichtung zum Kostenersatz entsteht mit der Beendigung

der Inanspruchnahme der Feuerwehr.
(2) Der Kostenersatz wird durch Verwaltungsakt festgesetzt.
(3) Der Kostenersatz wird zu dem im Kostenbescheid genannten

Zeitpunkt fällig.

§ 6 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 17.09.1991, zuletzt geändert

durch Gemeinderatsbeschluss vom 13.12.2022, außer Kraft.

Anlage zur Feuerwehr-Kostenersatzsatzung - FwKS

Kostenverzeichnis
zur Feuerwehr-Kostenersatzsatzung

(Feuerwehrkostenverzeichnis - KoVerz-FwKS)

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B016

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung über die Erhebung von Gebühren der Stadtbibliothek
Mannheim

Aufgrund § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der
Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 200, 581, berichtigt S. 698), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025
Nr. 71) und der §§ 2, 11, 13 und 14 des Kommunalabgabengesetzes
für Baden-Württemberg vom 17. März 2005 (GBl. 2005, 206), zuletzt
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S.
1233, 1249) hat der Gemeinderat der Stadt Mannheim am 11.12.2025
folgende Gebührensatzung beschlossen:

§ 1 Öffentliche Einrichtung
Die Stadtbibliothek ist eine öffentliche Einrichtung der Stadt Mannheim.
Das Benutzungsverhältnis ist nach Maßgabe dieser Satzung öffentlich-
rechtlich ausgestaltet. Die nachstehenden Gebühren gelten für alle Be-
nutzer und alle Einrichtungen der Stadtbibliothek.

§ 2 Benutzungsgebühren
1) Die Stadtbibliothek erhebt folgende Benutzungsgebühren:
1. Jahresausweis für Personen ab dem vollendeten 18. Lebensjahr

24,00 €
2. Jahresausweis für begünstigte Personen mit Nachweis ab

18 Jahren (Schüler, Studenten, Auszubildende, Empfänger von
Leistungen nach SGB II oder XII, Teilnehmende der Freiwilligen
Dienste, Empfänger von Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz) 10,00 €

3. Jahresausweis für Familien mit einer nach Nr. 2 begünstigten
Person, die mit dem/der/den Erwachsenen in einem Haushalt
lebt oder Paare, die im gleichen Haushalt leben 34,00 €

4. Jahres-Metropol-Card (Ausweis für die teilnehmenden Bibliothe-
ken) 28,00 €

5. Dreimonatsausweis 9,00 €
6. Ausweis für Kinder und Jugendliche bis zum vollendeten 18. Le-

bensjahr kostenlos
7. Ausweis für die Nutzung für den pädagogischen Dienstge-

brauch: Eine persönliche Anmeldung mit Personalausweis und
Nachweis einer pädagogischen Tätigkeit ist erforderlich. Die
Gültigkeit ist auf zwei Jahre begrenzt oder endet bei einer befris-
teten Tätigkeit mit deren Ende. kostenlos

2) Personen, die keine Jahresgebühr zahlen, aber auch nicht nach
den obigen Vorschriften von der Benutzungsgebühr befreit sind,
bezahlen für eine Einzelausleihe pro Medium und für die Einzel-
nutzung von PCs und anderer elektronischer Geräte pro Vorgang

2,00 €
3) Die Versäumnisgebühren bei Überschreitung der Leihfrist betra-

gen pro Medium
1. in den Fällen von Abs. 1 Nr. 1 - 5 und Abs. 2
• ab dem 1. Tag bis einschließlich des 6. Tages 2,00 €
• ab dem 7. Tag bis einschließlich des 13. Tages 4,00 €
• ab dem 14. Tag 8,00 €
2. in den Fällen von Abs. 1 Nr. 6 und 7 die Hälfte der unter Abs. 3

Nr. 1 genannten Gebühren.
4) Gebühr für aufwandsabhängige Kosten:

- Ausdruck/Kopie pro DIN A 4 Seite schwarz-weiß 0,20 €
farbig 0,50 €

- Ausdruck/Kopie pro DIN A 3 Seite schwarz-weiß 0,40 €
farbig 1,00 €

5) Die Gebühren können für zeitlich begrenzte oder einmalige Aktio-
nen als Werbemaßnahme von der Leitung der Bibliothek reduziert
oder erlassen werden.

6) Die Gebühren für § 2 Abs.1 entstehen mit Anmeldung bzw. Ver-
längerung des Bibliotheksausweises, die Gebühren für Abs. 2
und 4 entstehen mit Inanspruchnahme und sind sofort zur Zah-
lung fällig. Die Versäumnisgebühren nach Abs. 3 entstehen bei
Überschreitung der Leihfrist – auch ohne Benachrichtigung; sie
sind spätestens zwei Wochen nach dem Entstehen der Gebühren
zur Zahlung fällig.

§ 3 Verwaltungsgebühren
1) Für nachfolgende Verwaltungstätigkeiten, die durch besondere

Umstände der Benutzer hervorgerufen werden, fallen folgende
Verwaltungsgebühren an:
1. Bereitstellungsgebühr nach Vormerkung oder Bestellung pro
Medium 1,00 €
2. Ausstellung eines Ersatzausweises bei Verlust 6,00 €
3. Einarbeitung und Beschaffung von Medienersatz 8,00 €
4. Mediensicherung (Transponderersatz) 3,00 €

5. Ersatzbeschaffung von Spieleteilen 3,00 €
2) Bei Verlust oder Beschädigung von Medien sind die Kosten für

den Medienersatz als besondere Auslagen in Höhe des Wieder-
beschaffungswertes zu erstatten.

3) Die Verwaltungsgebühren entstehen mit Beendigung der öffent-
lichen Leistung bzw. der Verwaltungshandlung und werden mit
der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Schuldner zur
Zahlung fällig.

4) Pädagogen nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 zahlen für den Dienstgebrauch
keine Bereitstellungsgebühr.

5) Für die Verwaltungsgebühren findet ergänzend die Satzung der
Stadt Mannheim über die Erhebung von Verwaltungsgebühren –
Verwaltungsgebührensatzung – in der jeweils geltenden Fassung
entsprechende Anwendung.

§ 4 Gebührenschuldner
1) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühren ist,

1. wer die Amtshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie
vorgenommen wird,

2. wer die Gebühren- oder Auslagenschuld der Stadt gegenüber
durch schriftliche Erklärung übernommen hat oder wer für die
Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

2) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühren ist
1. der Benutzer der Stadtbibliothek,
2. wer die Gebührenschuld der Stadt gegenüber durch schrift-

liche Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebühren-
schuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

3) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 5 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt zum 01.01.2026 in Kraft. Die bisherige Satzung
über die Erhebung von Gebühren der Stadtbibliothek Mannheim vom
01.01.2019 tritt gleichzeitig außer Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B017

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung über die Entlastung von Familien bei Kinderbetreuungs-
kosten vom 11.12.2025

Die Stadt Mannheim fördert die Erziehung, Bildung und Betreuung von
Kindern durch eine finanzielle Zuwendung zu den Kinderbetreuungs-
kosten im Rahmen der im Haushalt zur Verfügung gestellten Mittel. Auf-
grund des § 4 GemO in der Fassung v. 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber.
698) hat der Gemeinderat deshalb am 11.12.2025 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1 Zuwendungszweck
(1) Mit den Zuwendungen dieser Satzung sollen Eltern, sonstige

Personensorgeberechtigte, Pflegeeltern und sonstige Personen
finanziell entlastet werden, die Kostenbeiträge oder Teilnahme-
beiträge für den Besuch eines Kindes in einem Kindergarten
eines städtischen, freien oder sonstigen Trägers im Stadtkreis
Mannheim zahlen.

(2) Die Zuwendungen der Stadt Mannheim sind öffentlich-rechtlicher
Natur.

§ 2 Voraussetzungen der Zuwendungen
(1) Die Zuwendungen werden nur Beitragsschuldnern (nachfolgend

Schuldner genannt) gewährt, die Beiträge für die Betreuung ei-
nes Kindes in einem Kindergarten eines städtischen, freien oder
sonstigen Trägers im Stadtkreis Mannheim zu entrichten haben,
unter der Voraussetzung, dass das Kind seinen Hauptwohnsitz in
Mannheim hat.

(2) Die Zuwendungen werden nur für den für die Inanspruchnahme
der Betreuung erhobenen Kostenbeitrag bzw. Teilnahmebeitrag
gewährt. Eine Zuwendung für anfallende Verpflegungskosten er-
folgt nicht.

§ 3 Zuwendung zur Beitragsreduzierung
im Kindergarten

(1) a) Die Zuwendung zur Beitragsreduzierung im Kindergarten wird
für Kinder ab dem ersten Kindergartenjahr bis zum Schuleintritt
für den Besuch einer Tageseinrichtung gewährt.
b) Voraussetzung ist, dass das Kind seinen Hauptwohnsitz in
Mannheim hat, das dritte Lebensjahr vollendet hat und eine Ta-
geseinrichtung im Stadtkreis Mannheim besucht.

(2) Die Höhe dieser Zuwendung beträgt 70 €. Ab 01.09.2026 beträgt
die Zuwendung 35 €; ab 01.09.2027 entfällt die Zuwendung voll-
ständig. Die Zuwendung wird nur für die Monate gewährt, für die
eine Beitragspflicht besteht.
Übersteigen die Kosten des besuchten Kindergartenangebotes
den Betrag der Zuwendung, ist die Differenz vom Schuldner zu
tragen.
Liegt der vom Schuldner zu zahlende Teilnahme- bzw. Kostenbei-
trag unter dem Betrag der Zuwendung, erfolgt die Zuwendung nur
bis zur Höhe des festgesetzten Teilnahme- bzw. Kostenbeitrags.

(3) Die Höhe und auch der Wegfall der Zuwendung können vom
Gemeinderat der Stadt Mannheim jederzeit neu beschlossen
werden. Ein Rechtsanspruch auf die Zuwendung oder auf eine
bestimmte Höhe der Zuwendung besteht daher nicht.

§ 4 Verrechnung der Zuwendung
(1) Eine direkte Zahlung der Zuwendungen nach dieser Satzung an

die Schuldner erfolgt nicht. Die Zuwendungen der Stadt Mann-
heim werden in den städtischen Einrichtungen und in den Ein-
richtungen der freien Träger und sonstigen Träger direkt mit der
Beitragsschuld verrechnet.

(2) Bei der Nutzung des Kindergartenangebots eines freien oder
sonstigen Trägers erfolgt die Auszahlung der Zuwendung zur
Reduzierung der jeweiligen Beitragsschuld in der in § 3 Abs. 2
genannten Höhe an den Träger. Hierzu erfolgt eine gesonderte
Abrechnung zwischen Jugendamt und freien bzw. sonstigen Trä-
gern. Die Zahlung ist zweckgebunden und verpflichtet die freien
und sonstigen Träger, diese ausschließlich mit der für die jewei-
lige Angebotsnutzung anfallenden Beitragsschuld zu verrechnen.

§ 5 Rückforderung
(1) Die Schuldner sind verpflichtet, jede Änderung des Wohnsitzes

des Kindes rechtzeitig der jeweiligen Einrichtungsleitung oder
besuchten Einrichtung schriftlich mitzuteilen.

(2) Kommen Schuldner ihrer Verpflichtung nach Absatz 1 nicht nach,
kann die Zuwendung rückwirkend ab dem Monat, der auf den
Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen für eine Zuwendungs-
gewährung nicht mehr vorlagen, folgt, von der Stadt Mannheim
zurückgefordert werden.

§ 6 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese „Satzung über die Entlastung von Familien bei Kinderbetreuungs-
kosten“ tritt zum 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die „Satzung über
die Entlastung von Familien bei Kinderbetreuungskosten“ (Gemeinde-
ratsbeschluss vom 18.12.2018) außer Kraft.
Diese Satzung tritt zum 31.08.2027 außer Kraft.

Nr. Bezeichnung Kostenersatz
in Euro

Verrechnungs-
einheit

1. Personalkosten
1.1 Hauptamtliche Einsatzkräfte in der Funktion

des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes
80,16 Je Stunde/Person

1.2 Hauptamtliche Einsatzkräfte in der Funktion
des Einsatzführungsdienstes

107,50 Je Stunde/Person

1.3 Ehrenamtlich tätige Einsatzkräfte (Freiwillige
Feuerwehr)

39,59 Je Stunde/Person

1.4 Mitarbeitende*n in Werkstätten (kein
Einsatzpersonal)

59,61 Je Stunde/Person

2. Brandsicherheitswache
2.1 Je wachhabende Person 43,77 Je Stunde/Person
2.2 Bereitstellungskosten pro Fahrzeug

Für die Bereitstellung von Fahrzeugen bei
Brandsicherheitswachen wird der jeweilige
Stundensatz nach Nr. 3 des
Kostenersatzverzeichnisses berechnet.
Die Gemeindefeuerwehr legt fest, welche
Einsatzkräfte und Einsatzmittel für
Brandsicherheitswachen benötigt werden

3. Fahrzeuge
3.1 Für die eingesetzten Fahrzeuge gelten die in

der Verordnung des Innenministeriums über
den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr
(Verordnung Kostenersatz Feuerwehr –
VOKeFw) vom 18. März 2016 (GBL. S. 253)
genannten Stundensätze für
Feuerwehrfahrzeuge in der jeweils geltenden
Fassung. Die dort genannten Pauschalsätze
pro Stunde gelten auch für
Feuerwehrfahrzeuge, die mit den dort
genannten in ihrem taktischen Einsatzwert,
ihrer zulässigen Gesamtmasse und ihrer
technischen Beladung vergleichbar sind.

3.2 Soweit sich die Stundensätze nicht aus der
VOKeFw ergeben, gelten die nachfolgenden
Stundensätze:
Abrollbehälter Atemschutz 58,00 Je Stunde
Abrollbehälter Aufenthalt 92,00 Je Stunde
Abrollbehälter Auffangmittel 54,00 Je Stunde
Abrollbehälter Boot 75,00 Je Stunde
Abrollbehälter Deckelmulde 4,00 Je Stunde
Abrollbehälter Kipper 4,00 Je Stunde
Abrollbehälter Löschwasserrückhaltung 110,00 Je Stunde
Abrollbehälter Mulde 1 5,00 Je Stunde
Abrollbehälter Mulde 2 3,00 Je Stunde
Abrollbehälter Öl 24,00 Je Stunde
Abrollbehälter Plattform 10,00 Je Stunde
Abrollbehälter Pumpen 24,00 Je Stunde
Abrollbehälter Rüst 132,00 Je Stunde
Abrollbehälter Schaummittel 36,00 Je Stunde
Abrollbehälter Schlauch 12,00 Je Stunde
Abrollbehälter Tank 8000 30,00 Je Stunde
Abrollbehälter Teleskoplader 6,00 Je Stunde
Abrollbehälter Transport 22,00 Je Stunde
Feuerwehranhänger Notstrom 27,00 Je Stunde
Feuerwehranhänger Plattform 26,00 Je Stunde
Feuerwehranhänger
Vegetationsbrandbekämpfung

14,00 Je Stunde

Feuerwehranhänger Wasserrettung 8,00 Je Stunde
Feuerwehranhänger WC 8,00 Je Stunde
Feuerwehrkran 429,00 Je Stunde
Gerätewagen Einsatzverpflegung 29,00 Je Stunde
Gerätewagen Höhenrettung 91,00 Je Stunde
Gerätewagen Kran 158,00 Je Stunde
Gerätewagen Logistik 111,00 Je Stunde
Gerätewagen Messtechnik 159,00 Je Stunde
Gerätewagen Wasserrettung 80,00 Je Stunde
LKW 52,00 Je Stunde
Teleskoplader 44,00 Je Stunde
Werkstattwagen 14,00 Je Stunde
Feuerlöschboot Metropolregion 1.192,00 Je Stunde
Mehrzweckboot 83,00 Je Stunde
Wasser/Unterwasser-Scooter 11,00 Je Stunde

4. Einsatzbedingte Überlassung von
feuerwehrtechnischer Ausrüstung

Grundbetrag in
Euro

Je Stunde in
Euro

4.1 Wassersauger/Industriesauger 12,00 5,00
4.2 Schmutzwasserpumpe 12,00 5,00
4.3 Elektrotauchpumpe 12,00 5,00
4.4 Stromerzeuger bis 7,5 KVA 12,00 5,00
4.5 Stromerzeuger über 7,5 KVA 12,00 5,00
4.6 Kettensäge, Motortrennschleifer 12,00 5,00
4.7 Druckschlauch A, B 28,00 2,00
4.8 Druckschlauch C 28,00 2,00
4.9 Armaturen wie Standrohr, Strahlrohr 12,00 2,00
4.10 Kübelspritze 12,00 2,00
4.11 Feuerlöscher 6 kg, 12 kg 12,00 2,00
4.12 Handscheinwerfer 7,00 3,00
4.13 Faltbehälter, Festtank 20,00 4,00
4.14 Ölsperre 12,00 14,00

5. Werkstattarbeiten
5.1 Prüfen eines Pressluftatmers 50,00 Je Stück
5.2 Prüfen einer Atemschutzmaske 33,00 Je Stück
5.3 Prüfen eines Tauchgerätes 75,00 Je Stück
5.4 Waschen, Prüfen und Trocknen eines

Schlauches
33,00 Je Stück

5.5 Einbinden einer Schlauchkupplung 25,00 Je Stück
5.6 Füllen von Pressluftflaschen bis 6l 25,00 Je Stück
5.7 Waschen und imprägnieren einer Einsatzjacke

oder Einsatzhose
19,00 Je Stück

5.8 Waschen einer Jacke oder Hose 9,00 Je Stück
6. Messungen, Probenahmen Materialkosten

(Ohne Personal und Fahrzeuge)
6.1 Probenahme 46,00 Je Probe
6.2 Probenahme einer Luftprobe 115,00 Je Probe
6.3 Probencharakterisierung 30,00 Je Probe
6.4 Messungen/Analysen 20,00 Je Messung/

Analyse
6.5 Sonstige Materialkosten wie Prüfröhrchen usw. entsprechend dem tatsächlichen

Beschaffungsaufwand
7. Lehrgänge, Benutzung der

Atemschutzübungsstrecke
7.1 Aus- und Fortbildungslehrgänge für

Feuerwehreinsatzkräfte und Werkfeuerwehren
Von 250,00

Euro bis 30.000
Euro

Pro Person

7.2 Benutzung der Atemschutzübungsstrecke
7.2.1 Unter Verwendung von eigenen

Atemschutzgeräten
32,00 Pro Person

7.2.2 Unter Verwendung von städtischen
Atemschutzgeräten

162,00 Pro Person

8. Pauschalen
8.1 Wasser saugen je Einzelfahrzeug bei zwei

Einsatzkräften
296,00 Je Stunde

8.2 Aufwand für die Reinigung und
Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft des
verwendeten Materials bei Wasser saugen

90,00 Pauschale

8.3 Ermittlungskostenpauschale beim Missbrauch
von Notrufeinrichtungen und vorsätzlicher
Brandstiftung

150,00 Pauschale

8.4 Übernachtungskosten in den Feuerwachen
8.4.1 Einzelunterbringung 50,00 Pro Nacht u.

Person
8.4.2 Mehrpersonenunterbringung 25,00 Pro Nacht und

Person
8.5 Verleih des Gefahrgutübungstanks
8.5.1 für einen Tag (inkl. Anlieferung und

Einweisung)
460,00 Pro Tag

8.5.2 für jeden weiteren Tag 80,00 Pro Tag
9 Maßnahmen der Brandverhütung (ohne

Fahrzeugkosten)
9.1 Beratungen und Maßnahmen im Bereich des

vorbeugenden Brand- und Gefahrenschutzes
138,23 Je Stunde

9.2 Brandverhütungsschau vor Ort, einschließlich
Vor- und Nachbereitung

112,33 Je Stunde

9.3 Vergebliche Anfahrt bei nicht abgesagtem bzw.
wahrgenommenem Termin

150,00 Pauschale

10. Abrechnung
Die Stundensätze werden nach § 34 Abs. 4 Satz 2 FwG halbstundenweise abgerechnet.
Sofern die der Kostenersatzerhebung zugrundeliegenden Leistungen der Stadt der
Umsatzsteuerpflicht unterliegen, erhöhen sich die im Kostenverzeichnis ausgewiesenen
Beträge um den jeweils gültigen Steuersatz.
Verbrauchsmaterialien und sonstige benötigte Materialien werden zusätzlich zu den
entstandenen Kostensätzen gemäß § 34 Abs. 4 Satz 3 FwG erhoben.

ÖFFeNtliCHe beKaNNtmaCHuNGeN
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Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B018

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung zur Änderung der Satzung über die Kostenbeiträge für die
Benutzung der Tageseinrichtungen für Kinder der Stadt Mannheim

vom 10.12.2024

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom
24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22.07.2025 (GBl. Nr. 71), der §§ 2, 13 und 19 des Kommunalab-
gabengesetzes vom 17.03.2005 (GBl. S. 206), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 17.12.2020 (GBl 1233, 1249), des § 6 des Kindertagesbe-
treuungsgesetzes vom 19.03.2009 (GBl. S. 161), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 17.12.2024 (GBl. 2024, Nr. 114, S. 11) und des § 90 SGB
VIII vom 26.06.1990 (BGBl. I S. 1163), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 03.04.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 107) hat der Gemeinderat der Stadt
Mannheim am 11.12.2025 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Die Satzung über die Kostenbeiträge für die Benutzung von Tagesein-
richtungen für Kinder der Stadt Mannheim vom 10.12.2024 wird wie
folgt geändert:
1. In § 4 Absatz 7 werden nach der Tabelle „Kostenbeitrag für die
Betreuung ab dem 01.09.2025 in €“ die folgenden Tabellen eingefügt:

2. In § 5 Absatz 8 werden nach Satz 3 folgende Sätze eingefügt:
„Ab dem 01.09.2026 beträgt die reguläre Verpflegungspauschale 80 €,
die ermäßigte Verpflegungspauschale gemäß § 5 Abs. 3 beträgt 20 €.
Ab dem 01.09.2026 beträgt für den Hort Teilzeit die reguläre Verpfle-
gungspauschale 48 €; die ermäßigte Verpflegungspauschale 12 €.“

Artikel 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.
Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B019

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Kos-
tenbeiträgen für die Förderung in Kindertagespflege in Mannheim

vom 10.07.2014, zuletzt geändert am 13.12.2022

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Baden-Württem-
berg (GemO) vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 582, ber. S.698), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098), der §§ 2, 13
und 19 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 17.03.2005 (GBl. S.
206), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2020 (GBl. 1233, 1249),
des § 8b des Kindertagesbetreuungsgesetzes (KiTaG) vom 19.03.2009
(GBl. S. 161), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.11.2024 (GBl. 2025,
Nr. 81) sowie des § 90 Absatz 1 SGB VIII vom 26. Juni 1990 (BGBl. I S.
1163), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr.
152) hat der Gemeinderat der Stadt Mannheim am 11. Dezember 2025
beschlossen:

Artikel 1
Die Anlage zur Satzung über die Erhebung von Kostenbeiträgen für die
Förderung in Kindertagespflege in Mannheim vom 10.07.2014, zuletzt
geändert am 13.12.2022 wird wie folgt geändert:

Kostenbeitragstabellen zur Elternbeteiligung in der Kindertagespflege
in Mannheim

Ab 01.01.2026 beträgt der Kostenbeitrag für die Betreuung eines Kin-
des in der Kindertagespflege in Mannheim:

A) Für Kinder unter drei Jahren
Kostenbeitrag je Betreuungsstunde

Familie mit 1 Kind unter 18 Jahren 0,90 €
Familie mit 2 Kindern unter 18 Jahren 0,68 €
Familie mit 3 Kindern unter 18 Jahren 0,45 €
Familien mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 0,23 €

B) Für Kinder über drei Jahren
Kostenbeitrag je Betreuungsstunde

Familie mit 1 Kind unter 18 Jahren 1,48 €
Familie mit 2 Kindern unter 18 Jahren 1,11 €
Familie mit 3 Kindern unter 18 Jahren 0,74 €
Familien mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 0,37 €

Artikel 2
Entsprechend der zum 01.09.2025 neu geltenden Kostenbeitragssat-
zung vom 10.12.2024 für städtische Kindertageseinrichtungen entfällt
ebenso der in § 2 Beitragspflicht der Kostenbeitragssatzung in der Kin-
dertagespflege unter Abs. 1 Nr. d) genannte Personenkreis der perso-
nensorgeberechtigten Pflegeeltern, die ein Kind in Vollzeitpflege nach §
33 SGB VIII betreuen. Ein Kostenbeitrag wird auch in der Kindertages-
pflege ab dem 01.09.2025 nicht mehr gefordert.

Artikel 3
Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2026 in Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B020

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim zur Gebietsfestlegung
der Sperrzone II und Festlegung der Seuchenbekämpfungs-

maßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die
Afrikanische Schweinepest nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu
Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“), der Durchführungsverord-
nung (EU) 2018/1882, der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687,

der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie der Schweine-
pest-Verordnung (SchwPestV)

Aufgrund von Art. 6 Abs.3, Art. 8 Abs.1 und Abs.2 VO (EU) 2023/594
i.V.m. Art. 63 ff. VO (EU) 2020/687 i.V.m. Art. 70 Abs. 1 lit. b, 61 ff. VO
(EU) /2016/429 i.V.m. Art. 71 Abs. 1 VO (EU) 2016/ 429, § 14d Schw-
PestV vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), die zuletzt durch Artikel 1
der Verordnung vom 6. November 2020 geändert worden ist, ergeht
folgende

Allgemeinverfügung:
I.
1. Die Allgemeinverfügung zur Gebietsfestlegung der Sperrzone II und
Festlegung der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb dieser
Restriktionszone betreffend die Afrikanische Schweinepest der Stadt
Mannheim vom 20.08.2025 wird aufgehoben und durch diese ersetzt.
2. Zum Schutz gegen die Afrikanische Schweinepest bei Wildschweinen
(ASP) wird folgende Sperrzone II festgelegt:
2.1. Die Sperrzone II betrifft das gesamte Gebiet des Stadtkreises
Mannheim.

II.
1. In der Sperrzone II gelten folgende Anordnungen:
1.1. Allgemeine Maßnahmen
1.1.1. Das Verbringen von lebenden Wildschweinen innerhalb und aus
der Sperrzone II heraus ist verboten.
1.1.2. Das Verbringen von in der Sperrzone II erlegten Wildschweinen
bzw. von frischem Wildschweinefleisch, Wildschweinefleischerzeug-
nissen, anderen Erzeugnissen tierischen Ursprungs und sonstiger tie-
rischer Neben- und Folgeprodukte, das oder die von in der Sperrzone
II erlegten Wildschweinen gewonnen wurde(n), ist innerhalb der Sperr-
zone II und aus dieser heraus verboten. Das Verbot gilt auch für den pri-
vaten häuslichen Gebrauch und für die Abgabe von kleinen Mengen von
Wildschweinen oder Wildschweinefleisch direkt an den Endverbraucher
und örtliche Betriebe des Einzelhandels, die diese direkt an Endverbrau-
cher abgeben. Abweichend vom Verbringungsverbot ist das Verbringen
von innerhalb der Sperrzone II erlegten Wildschweinen von dem Erlege-
ort/Fundort in die üblicherweise genutzte Wildkammer zulässig, sofern
sich diese in der Sperrzone II befindet. Außerdem ist das Verbringen in
eine von den Behörden oder der Jägervereinigung Mannheim e.V. im
Einvernehmen mit dem Veterinärdienst der Stadt Mannheim gesondert
aufgestellten (mobilen) Wild-/Kühlkammer in der Sperrzone II zulässig.
Abweichend vom Verbringungsverbot kann das Verbringen von fri-
schem Wildschweinefleisch, Fleischzubereitungen oder Fleischerzeug-
nissen, die aus solchem Fleisch bestehen oder solches enthalten, nach
einer negativen virologischen Untersuchung auf ASP in folgenden Fällen
unter Beachtung des Merkblatts „Verbringen von Wildschweinefleisch
und -erzeugnissen innerhalb und außerhalb der SZ I, II und III“ durch
den Veterinärdienst der Stadt Mannheim genehmigt werden:
a) für den privaten häuslichen Verbrauch nur innerhalb der Sperr-
zone II. Die Genehmigung für den privaten häuslichen Verbrauch in der
Sperrzone II gilt als erteilt, wenn nach Erhalt eines negativen Befundes
eine Kontaktaufnahme durch den Veterinärdienst der Stadt Mannheim
nicht erfolgt;
b) zur Abgabe nur innerhalb der Sperrzone II an einen Fleischverar-
beitungsbetrieb zur risikominimierenden Behandlung gem. Anhang VII
der Verordnung (EU) 2020/687 (z. B. Metzgereien) innerhalb der Sperr-
zone II und ausschließlich zur direkten Abgabe an den Endverbraucher
innerhalb der Sperrzone II;
c) zur Abgabe an einen zugelassenen benannten Verarbeitungsbe-
trieb zur risikominimierenden Behandlung gem. Anhang VII der Verord-
nung (EU) 2020/687.
1.1.3. Für das Gebiet der Sperrzone II nördlich des Neckars wird eine
Leinenpflicht für Hunde angeordnet. Davon ausgenommen sind Ge-
biete, die zusammenhängend bebaut sind sowie der Bereich der Ne-
ckarwiesen zwischen der B 44 und der B 38.
Die Anordnung gilt nicht für eingesetzte Kadaversuchhunde im bestim-
mungsgemäßen Einsatz, brauchbare Jagdhunde auf der Nachsuche
und die Ausbildung und Prüfung von Jagdhunden.
Ferner ausgenommen sind erforderliche Einsätze von Hirten-, Blinden-,
Polizei- und Rettungshunden sowie anerkannten Assistenzhunden.
Sonstige Regelungen zu Anleinpflichten insb. aus § 6 der Polizeiver-
ordnung zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung auf öffent-
lichen Straßen und Anlagen und zur Abwehr von verhaltensbedingten
Gefahren im Stadtkreis Mannheim (Allgemeine Polizeiverordnung) in
der jeweils gültigen Fassung bleiben von dieser Allgemeinverfügung
unberührt.
1.1.4. Veranstaltungen jeglicher Art mit Schweinen und auf Schweine-
betrieben sind in der Sperrzone II untersagt (z.B. Messen, Versteigerun-
gen, Bauernhofschulungen für Kinder usw.).
1.1.5. GrundstückseigentümerInnen und GrundstücksbesitzerInnen ha-
ben das Betreten ihrer Grundstücke in der freien Landschaft und in den
unmittelbar daran angrenzenden Bereichen in Ortslagen durch
a) Beauftragte des Veterinärdienstes der Stadt Mannheim und diese
begleitende, waffentragende Personen zum Zwecke der Suche von Ka-
davern von Wildschweinen mit Suchhunden oder
b) beauftragte Personen des Veterinärdienstes der Stadt Mann-
heim, die Drohnen zu diesem Zweck steuern oder
c) Beauftragte des Veterinärdienstes der Stadt Mannheim zum
Zwecke der Bergung und Beprobung von Kadavern von Wildschweinen
zu dulden.
1.1.6. Radfahren einschl. Mountainbikefahren, Reiten, Fußgänger-
verkehr und das Fahren mit Krankenfahrstühlen ist im Waldgebiet der
in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone II ausschließlich auf befestigten
Waldwegen oder gekennzeichneten Rad-, Reit- und Wanderwegen ge-
stattet, die von Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern oder mit deren
Zustimmung angelegt oder gekennzeichnet wurden.
Angelfischerei und Erwerbsfischerei bleiben erlaubt mit der Maßgabe,
dass das Wegegebot beachtet wird. Ein kurzfristiges Verlassen der be-
festigen Wege für maximal 15 Meter zum Zwecke des Erreichens des
Ufers bzw. der Angelstelle ist hierbei unschädlich. Die Einhaltung der

Biosicherheitsmaßnahmen muss dabei gewährleistet sein.
1.1.7. Im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone II
sind Geocaching und andere Formen der Schnitzeljagd verboten. Da-
von ausgenommen sind Gebiete, die zusammenhängend bebaut sind.
1.1.8. Zur Verhinderung der Ausbreitung der Afrikanischen Schweine-
pest werden in der Sperrzone II Zäune errichtet; diese können mobil
oder fest sein. Die Errichtung von mobilen und festen Zäunen in der
Sperrzone II ist für die Dauer der Geltung dieser Allgemeinverfügung
von GrundeigentümernInnen, Nutzungsberechtigten und Personen, die
so am Durchgang gehindert werden, zu dulden. Durchlässe und Tore
sind immer geschlossen zu halten und nach Verwendung immer wieder
unverzüglich zu verschließen.
1.1.9. Im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone II
ist die Nutzung von Grillplätzen verboten. Davon ausgenommen sind
Grillplätze, die sich innerhalb oder im unmittelbaren Umfeld (max. 100
Meter) von im Zusammenhang bebauten Ortslagen befinden. Grillver-
bote nach § 5 der Polizeiverordnung zur Aufrechterhaltung von Sicher-
heit und Ordnung auf öffentlichen Straßen und Anlagen und zur Abwehr
von verhaltensbedingten Gefahren im Stadtkreis Mannheim (Allgemeine
Polizeiverordnung) in der jeweils gültigen Fassung bleiben von dieser
Allgemeinverfügung unberührt.
1.1.10. Veranstaltungen jeglicher Art außerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortslagen werden untersagt. Auf Antrag kann eine Aus-
nahme unter Auflagen genehmigt werden. Der Antrag ist mindestens
4 Wochen vor dem beabsichtigten Veranstaltungsdatum einzureichen.
Dem Antrag ist ein Veranstaltungskonzept beizulegen, aus dem insbe-
sondere hervorgeht, dass das Wegegebot eingehalten und die Tierseu-
chenbekämpfung dadurch nicht gefährdet wird. Ausgenommen vom
Veranstaltungsverbot ist die Durchführung von Maßnahmen zur Jagd-
hundeausbildung. Veranstaltungen am Tag, die durch forstliches Fach-
personal oder staatlich zertifizierte Waldpädagoginnen und -pädagogen
durchgeführt werden, insbesondere Bildungsmaßnahmen der öffentli-
chen Hand und waldpädagogische Veranstaltungen, werden vom Ver-
bot von Veranstaltungen außerhalb bebauter Ortslagen ausgenommen.
1.1.11. Der Betrieb und die Nutzung von Waldkindergärten bleibt
erlaubt unter der Maßgabe, dass ein Aufenthalt nur im umfriedeten
Gebiet sowie in den üblichen Aufenthaltsbereichen stattfindet. Es ist
ausnahmsweise erlaubt, die befestigten/angelegten Wege zu verlassen,
um sich auf eine üblicherweise genutzte Aufenthaltsfläche zu bewegen,
wenn der Weg nicht länger als 15 m ist und entsprechend eingesehen
werden kann.
1.1.12. Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern in der Sperrzone II ist
die Ausübung forstwirtschaftlicher Tätigkeiten grundsätzlich gestattet,
sofern die Einhaltung der Biosicherheitsmaßnahmen dabei jederzeit
gewährleistet ist. Allerdings sind die Tätigkeiten auf das notwendige
Mindestmaß zu beschränken. Es gilt, die Störung bzw. Beunruhigung
von Schwarzwild bestmöglich zu vermeiden. Es wird, soweit technisch
möglich, die Nutzung von Elektrogeräten (Akkusägen etc.) empfohlen.
Die Maßnahmen dürfen nur tagsüber -zwischen 30 Minuten vor Son-
nenaufgang und 30 Minuten nach Sonnenuntergang -durchgeführt
werden.
Als notwendige Tätigkeiten werden vor allem folgende Maßnahmen
erachtet: Verkehrssicherungsmaßnahmen, Monitoring und Holzein-
schlagsmaßnahmen, inkl. Rückung im Rahmen des Waldschutzes,
Maßnahmen der Waldbrandverhütung, Maßnahmen zur Neuanlage
und Sicherung von Forstkulturen und Jungbeständen, Maßnahmen der
Hiebsvorbereitung, räumlich begrenzte Durchforstungs- und Pflegeein-
griffe inkl. Rückung außerhalb von Schwarzwildeinständen, Holzabfuhr
auf Abfuhrwegen, Unterhaltung von Waldwegen zum Zwecke des Ver-
mögenserhaltes und der Sicherung der Lenkungsfunktion der Waldbe-
sucherInnen (Wegegebot für Erholungssuchende). Grundsätzlich gilt,
dass die vorgenannten Maßnahmen durch WaldbesitzerInnen oder
beauftragte Unternehmen durchgeführt werden können. Des Weiteren
können Ausnahmen, insbesondere um Ausgleichsmaßnahmen für Inf-
rastrukturprojekte durchzuführen, durch den Veterinärdienst der Stadt
Mannheim zugelassen werden.
1.1.13. Im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperr-
zone II wird das Betreiben von Maislabyrinthen untersagt. Eine Aus-
nahme kann auf Antrag genehmigt werden, wenn ein Konzept nach-
gewiesen wird, welches den Aufenthalt von Wildschweinen in dem
Labyrinth ausschließt.
1.1.14. Das Starten von motorisierten Gleitschirmen, motorisierten
Hängegleitern, Motorschirmen oder vergleichbaren motorisierten Luft-
sportgeräten im gesamten Gebiet der in Ziffer I .2 1. bestimmten Sperr-
zone II ist untersagt.
1.1.15. Im gesamten Gebiet der in Ziffer I. 2.1 bestimmten Sperr-
zone II wird Camping in der Wildnis untersagt. Ausgenommen davon
sind umfriedete Flächen. Für andere Flächen kann eine Ausnahme ge-
nehmigt werden. Der Antrag ist mindestens 4 Wochen vor der beabsich-
tigten Nutzung beim Veterinärdienst der Stadt Mannheim einzureichen.
1.2. Die Jagd im Allgemeinen und auf Wildschweine im Besonderen
betreffende Maßnahmen
1.2.1. Es gilt ein Jagdverbot.
Ausgenommen von dem Jagdverbot sind von den zuständigen Behör-
den angeordnete Einzelfallmaßnahmen zur Seuchenbekämpfung.
Die Jagd auf alle Arten von Wild, auch auf Wildschweine, ist in der
Sperrzone II unter folgenden Maßgaben gestattet:
a) Die Jagd ist so auszuüben, dass ein Versprengen der Wild-
schweine möglichst verhindert wird. Die Verwendung von Schalldämp-
fern wird empfohlen.
b) Die Jagd auf alle Arten von Wild in der Sperrzone II ist genehmi-
gungspflichtig. Die Genehmigung gilt als grundsätzlich erteilt.
c) Die Genehmigung (b) gilt als widerrufen, sobald der Veterinär-
dienst der Stadt Mannheim Kenntnis über einen ASP-Verdachtsfall
erhält. Hierüber wird die Jägerschaft über die Jägervereinigungen in-
formiert. Die Genehmigung lebt wieder auf, sobald der Veterinärdienst
der Stadt Mannheim über das Chemische und Veterinäruntersuchungs-
amt (CVUA) Karlsruhe über ein negatives ASP-Ergebnis informiert
wurde. Auch hierüber wird die Jägerschaft über die Jägervereinigungen
informiert.
Die Genehmigung kann im Übrigen im Einzelfall auch in abgrenzbaren
Gebieten mit positiv bestätigtem ASP-Ergebnis wieder ausgesprochen
werden, wenn das Infektionsgeschehen dies erforderlich macht. Dies ist
beispielsweise der Fall, wenn sich ein dynamisches Seuchengeschehen
stabilisiert oder ein Seuchengeschehen durch entsprechende Zaun-
kompartimente abtrennbar ist. Hierüber wird die Jägerschaft über die
Jägervereinigungen informiert.
d) Die Jagdausübungsberechtigten haben die Schwarzwild-Stre-
cken täglich mit der punktgenauen Angabe des Erlegungsortes in das
Wildtierportal einzutragen.
e) Der Einsatz von Jagdhunden und Jagdhelfern (Treibern) zur flä-
chigen Beunruhigung des Wildes ist untersagt. Unter das Beunruhigen
mit Jagdhunden fällt auch das Brackieren.
f) Die Durchführung von Bewegungsjagden (einschließlich Drück-
jagden) und Erntejagden bedarf der vorherigen Genehmigung durch
die zuständige untere Jagdbehörde. Die Genehmigung kann unter be-
stimmten Voraussetzungen erteilt werden, sofern die Durchführung mit
den Zielen der Allgemeinverfügung vereinbar ist.
1.2.2. Es wird zur verstärkten Bejagung von Wildschweinen in der
Sperrzone II aufgerufen.
Innerhalb der Bereiche, die durch fest installierte Zäune gesichert sind,
sind durch intensive Bejagung und Entnahme wildschweinfreie Bereiche
anzustreben, um die Ausbreitung der ASP zu verhindern (sog. Weiße
Zonen). Die konkrete Bestimmung der zu schaffenden weißen Zonen
erfolgt durch die zuständige Behörde.
Bei der Jagdausübung nach Ziff. 1.2.1. und 1.2.2. sind folgende Biosi-
cherheitsmaßnahmen einzuhalten:
HalterInnen von Hausschweinen und MitarbeiterInnen von Hausschwei-
nebetrieben dürfen nicht an der Jagd teilnehmen.
Jeglicher Kontakt von Hunden mit Wildschweinen ist zu vermeiden.
Sofern ein Kontakt von Hund oder Mensch mit Wildschweinen nicht
vermieden werden kann, ist eine Dekontamination durchzuführen. Das
bedeutet mindestens Abwaschen insbesondere der Hundepfoten, des
Fanges, der Riemen sowie der Halsbänder mit geeignetem Shampoo,
Reinigung und Desinfektion der Schuhe oder Schuhwechsel vor Zustieg

in das genutzte Kraftfahrzeug, Desinfektion der Transportbox.
Beim Verlassen der Sperrzone II ist in jedem Fall eine Dekontamina-
tion der Schuhe vor dem Zustieg in das genutzte Fahrzeug durchzu-
führen oder die Schuhe zu wechseln. Ebenso ist das Fahrzeug vorab
möglichst äußerlich zu reinigen und zu desinfizieren, sofern Wege ver-
lassen wurden. Bevor Hunde in die Fahrzeugbox gesetzt werden sind
mindestens Fang und Pfoten zur reinigen. Die Jagdkleidung ist regel-
mäßig bei mindestens 60 Grad unter Zugabe von Waschmittel zu rei-
nigen. Fahrzeuge, die bei der Jagd in Sperrzonen eingesetzt wurden,
dürfen ohne vorhergehende Reinigung und Desinfektion nicht auf einen
Schweinehaltungsbetrieb fahren. Hund und Jagdkleidung dürfen ohne
Reinigung und Waschung nicht auf einen Schweinehaltungsbetrieb ge-
bracht werden.
Für den Fall, dass erlegte Wildschweine verwertet werden:
1.2.3. Für den Fall, dass erlegte Wildschweine verwertet werden, ha-
ben Jagdausübungsberechtige sicherzustellen, dass jedes erlegte
Wildschwein unverzüglich mit einer orangefarbenen Wildmarke ge-
kennzeichnet und in auslaufsicheren Behältnissen zu der üblicherweise
genutzten Wildkammer gebracht wird. Auch das Aufbrechen darf erst
an diesem Ort erfolgen.
1.2.4. Konfiskate eines jeden erlegten Wildschweins sind an einer Ver-
wahrstelle in der Sperrzone II in den dafür vorgesehenen Behältnissen
für den Zweck der unschädlichen Beseitigung in einem Verarbeitungs-
betrieb für Material der Kategorie 1 nach Art. 24 Abs. 1 Buchst. a der VO
(EG) Nr. 1069/2009 zu entsorgen. Der Transport hat in auslaufsicheren,
leicht zu reinigenden Behältnissen zu erfolgen.
1.2.5. Jagdausübungsberechtigte haben sicherzustellen, dass von je-
dem erlegten Wildschwein Proben zur serologischen und virologischen
Untersuchung auf Afrikanische Schweinepest entnommen und jeweils
mit einem Untersuchungsantrag und unter Angabe des genauen Ortes
(Revier-ID und mit GPS-Daten) an das Chemische und Veterinärunter-
suchungsamt (CVUA) Karlsruhe zur Untersuchung übersandt werden.
Bei Tupferproben ist auf eine hinreichende Durchtränkung zu achten.
Beim Versand der Proben ist sicherzustellen, dass keine bluthaltigen
Flüssigkeiten außerhalb der Probenbeutel auftreten.
1.2.6. Jedes erlegte Wildschwein ist bis zum Vorliegen des negativen
Untersuchungsergebnisses in der üblicherweise genutzten Wildkammer
unter Kontrolle des/der Jagdausübungsberechtigten aufzubewahren.
Alternativ besteht die Möglichkeit, dass der/die Jagdausübungsbe-
rechtigte das in der Sperrzone II erlegte Wildschwein zerlegt und die
Stücke bis zum Vorliegen eines negativen Untersuchungsergebnisses
in verschlossenen Vakuumbeuteln aufbewahrt; diese dürfen tiefgefro-
ren werden. Jeder Vakuumbeutel muss mit der Nummer der (roten)
Wildursprungsmarke zur Rückverfolgbarkeit gekennzeichnet sein und
alle Wildteile in einem eigenen Behältnis aufbewahrt (z.B. Plastiksack)
sein. Ein Inverkehrbringen ist nach Maßgabe der Ziff. 1.1.2. erst nach
Vorliegen eines negativen Untersuchungsergebnisses zulässig. Bei ei-
nem positiven Untersuchungsergebnis müssen alle Tierkörper in der
Wildkammer, die Kontakt zu dem positiv getesteten Tierkörper hatten,
nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde durch speziell ge-
schultes Personal unschädlich beseitigt werden. Eine Beseitigung des
Tierkörpers sowie der zur selben Zeit in der Wildkammer befindlichen
Tierkörper hat auch in dem Fall zu erfolgen, wenn durch das CVUA
aufgrund mangelhafter Probeeinsendung kein Probeergebnis zur Verfü-
gung gestellt werden kann.
Für den Fall, dass erlegte Wildschweine nicht verwertet werden:
1.2.7. Für den Fall, dass erlegte Wildschweine nicht verwertet werden,
müssen die Tierkörper mit einer Wildmarke gekennzeichnet, beprobt
und nach negativem Untersuchungsergebnis über die bekannten Ver-
wahrstellen in der Sperrzone II oder an einem vom Veterinärdienst der
Stadt Mannheim bestimmten Ort unschädlich beseitigt werden. Jede
Probe ist mit einem Untersuchungsantrag an das Chemische- und
Veterinäruntersuchungsamt (CVUA) Karlsruhe zur Untersuchung zu
übersenden.
1.2.8. Jagdausübungsberechtigte
a) sind zu einer verstärkten Fallwildsuche nach verendeten Wild-
schweinen aufgerufen,
b) haben jedes verendet, schwerkrank oder in sonstiger Weise
verhaltensauffällig aufgefundene Wildschwein dem Veterinärdienst der
Stadt Mannheim (Mail: veterinaerdienst@mannheim.de) unverzüglich,
unter Angabe des genauen Fundortes (wenn möglich mit GPS-Daten)
zu melden. Die Kennzeichnung, Probenahme, Bergung und unschäd-
liche Beseitigung der verendet aufgefundenen Wildschweine obliegt
ausschließlich dem von der Stadt Mannheim bestimmten Personal.
1.2.9. Hunde und Gegenstände (auch Fahrzeuge) sowie Schuhwerk,
die bei jagdlichen Maßnahmen verwendet wurden und mit Wildschwei-
nen oder mit Teilen von Wildschweinen in Berührung gekommen sind,
sind zu reinigen und (im Falle von Gegenständen und Schuhwerk) mit ei-
nem gegen das ASP-Virus wirksamen Desinfektionsmittel gründlich zu
behandeln. HundehalterInnen und Jagdausübungsberechtigte haben
dies sicherzustellen. Personen, die mit Wildschweinen oder mit Teilen
von Wildschweinen in Berührung gekommen sind, haben sich ebenfalls
gründlich zu reinigen und mindestens die Kontaktstellen mit einem wirk-
samen Mittel zu desinfizieren.
1.2.10. Erlegte oder verendet aufgefundene Wildschweine oder de-
ren Teile sowie Gegenstände, mit denen Wildschweine in Berührung ge-
kommen sein können, dürfen in Hausschweinhaltungen nicht verbracht
werden.
1.3. Schweinehaltende Betriebe betreffende Maßnahmen
1.3.1. HalterInnen von Schweinen teilen dem Veterinärdienst der Stadt
Mannheim (veterinaerdienst@mannheim.de) unverzüglich
a) die Anzahl der gehaltenen Schweine unter Angabe ihrer Nutzungs-
art und ihres Standorts, falls die Haltung dem Veterinärdienst der Stadt
Mannheim nicht bereits bekannt ist,
b) verendete oder erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte
Schweine mit.
1.3.2. An den Ein- und Ausgängen jeder Schweinehaltung sind geeig-
nete, jederzeit funktionsfähige Desinfektionsmöglichkeiten für Schuh-
werk und Hände einzurichten.
1.3.3. Futter und Einstreu sowie alle Gegenstände und Geräte, die mit
Schweinen in Berührung kommen können, müssen für Wildschweine
unzugänglich aufbewahrt werden.
1.3.4. Verendete und erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte
Schweine, bei denen der Verdacht auf Afrikanische Schweinepest nicht
ausgeschlossen werden kann, sind im CVUA Karlsruhe virologisch auf
Afrikanische Schweinepest untersuchen zu lassen.
1.3.5. Es ist verboten, Schweine aus Betrieben in der Sperrzone II zu
verbringen.
1.3.6. Schweine dürfen auf öffentlichen oder privaten Straßen nicht
getrieben werden. Das Treiben auf ausschließlich betrieblichen Wegen
innerhalb eingezäunter Areale ohne Nutzung öffentlicher oder nicht be-
trieblicher privater Wege ist zulässig.
1.3.7. Es ist verboten, Erzeugnisse, die von Schweinen gewonnen wur-
den, die in der Sperrzone II gehalten wurden, in andere Mitgliedstaaten
oder Drittländer zu verbringen.
1.3.8. Samen, Eizellen und Embryonen, die zur künstlichen Fortpflan-
zung bestimmt sind, und von Schweinen stammen, die in der Sperrzone
II gehalten wurden, dürfen nur innerhalb dieser Zone verbracht werden.
1.3.9. Frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, einschließlich Tierdarm-
hüllen, das bzw. die von Schweinen gewonnen wurden, die in der Sperr-
zone II gehalten wurden, dürfen nur innerhalb dieser Zone verbracht
werden.
1.3.10. Hunde dürfen das Betriebsgelände nur unter Aufsicht
verlassen.
1.3.11. Tierische Nebenprodukte, einschließlich Gülle, die von in
der Sperrzone II gehaltenen Schweinen stammen, dürfen nur innerhalb
dieser Zone verbracht werden.

Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von den Ziffern
1.1.2, 1.3.5, 1.3.7, 1.3.8, 1.3.9 und 1.3.11 genehmigen.

III.
Die unter Ziffer I. und II. getroffenen Anordnungen sind solange gültig,
bis eine neue Allgemeinverfügung zur Gebietsfestlegung der Sperrzone
II und Festlegung der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb

Kostenbeitrag für die Betreuung ab dem 01.01.2026 in €:

1-Kind-HH 2-Kinder-HH 3-Kinder-HH 4-Kinder-HH
und mehr

Grundangebote
Kindergarten

RG 116 88 59 20

Kindergarten
VÖ 158 120 80 27

Krippe
VÖ 379 287 195 101

Ganztagesangebote
Kindergarten

GT 279 212 141 48

Krippe
GT 451 340 229 120

Schulkindbetreuung
Horte

Kinderhaus 213 163 106 34

Horte KiHs
Teilzeit

(12 Tage im
Monat)

170 131 85 26

RG – Regelkindergarten, VÖ – Verlängerte Öffnungszeit, GT – Ganztagesangebot, HH – Haushalt

Kostenbeitrag für die Betreuung ab dem 01.01.2026 in €:

1-Kind-HH 2-Kinder-HH 3-Kinder-HH 4-Kinder-HH
und mehr

Grundangebote

1-Kind-HH 2-Kinder-HH 3-Kinder-HH 4-Kinder-HH
und mehr

Grundangebote
Kindergarten

RG 128 97 65 22

Kindergarten
VÖ 174 132 88 30

Krippe
VÖ 417 316 215 111

Ganztagesangebote
Kindergarten

GT 307 233 155 53

Krippe
GT 496 374 252 132

Schulkindbetreuung
Horte

Kinderhaus 234 179 117 37

Horte KiHs
Teilzeit

(12 Tage im Monat)
187 144 94 29

RG – Regelkindergarten, VÖ – Verlängerte Öffnungszeit, GT – Ganztagesangebot, HH – Haushalt“

01.09.2026 in €:
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dieser Restriktionszone betreffend die Afrikanische Schweinepest in
Kraft tritt, längstens jedoch für 6 Monate ab dem Zeitpunkt der Bekannt-
gabe auf der Homepage der Stadt Mannheim.

IV.
1. Die sofortige Vollziehung der Regelungen unter I. und II. dieser
Verfügung wird hiermit angeordnet.
2. Die Verfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung
folgenden Tag als bekannt gegeben.

Hinweis zur Bekanntmachung
1. Gemäß § 41 Abs. 4 S. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz
Baden-Württemberg in Verbindung mit Satzung der Stadt Mannheim
über öffentliche Bekanntmachungen vom 19.02.2002 wird diese All-
gemeinverfügung im Internet unter https://www.mannheim.de/oeb
verkündet.
2. Die verkündete Allgemeinverfügung kann mit Begründung beim
Fachbereich Sicherheit und Ordnung –Veterinärdienst –, Karl-Ludwig-
Str. 28-30, 68165 Mannheim, kostenlos während der Öffnungszeiten
eingesehen werden.

Hinweis:
Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung können als Ord-
nungswidrigkeit geahndet werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Dieser Widerspruch ist bei
der Stadt Mannheim, Fachbereich Sicherheit und Ordnung –Veterinär-
dienst –, Karl-Ludwig-Str. 28-30, 68165 Mannheim, schriftlich oder zur
Niederschrift einzulegen.

Mannheim, den 11.12.2025
gez. Specht
Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung der Hunde-
steuer in Mannheim (Hundesteuersatzung) vom 29.06.2000.

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung Baden-Württemberg in der
Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, S. 581, ber. S. 698), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025, Nr. 71) in Verbindung
mit §§ 2, 8 und 9 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes Baden-Würt-
temberg (KAG) vom 17. März 2005 (GBl. 2005, S. 206), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 17. Dezember 2020 (GBl. 2020, S. 1233, 1249) hat
der Gemeinderat der Stadt Mannheim am 18.11.2025 folgende Satzung
beschlossen:

Art. 1
Die Satzung über die Erhebung der Hundesteuer in Mannheim vom
29.06.2020 wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
In a) wird die Angabe „108,--“ durch die Angabe „144,--“ ersetzt.
In b) wird die Angabe „216,--“ durch die Angabe „288,--“ ersetzt.

In c) wird die Angabe „648,--“ durch die Angabe „744,--“ ersetzt
In d) wird die Angabe „108,--“ durch die Angabe „144,--“ ersetzt.

2. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
In Satz 1 wird die Angabe „die Hälfte“ durch die Angabe „60,-- Euro“
ersetzt.

Art. 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B021

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeindefeuerwehr der
Stadt Mannheim (Feuerwehrsatzung)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der
Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, S. 581, ber. S. 698), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2025 (GBL. 2025, Nr.
71), in Verbindung mit den §§ 6, 7, 8, 10, 18 des Feuerwehrgesetzes für
Baden-Württemberg (FwG) in der Fassung vom 02. März 2010 (GBl.
2010, S. 333), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.
Februar 2025 (GBL: 2025, Nr. 14) hat der Gemeinderat der Stadt Mann-
heim am 18.11.2025 folgende Satzung beschlossen:

Art. 1
Die Satzung der Gemeindefeuerwehr der Stadt Mannheim (Feuerwehr-
satzung) vom 18.05.2021 wird wie folgt geändert:

§ 16 wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 Satz 1 wird im ersten Spiegelstrich die Angabe
„60.000,00 Euro“ durch die Angabe „100.000,00 Euro“ und im zwei-
ten Spiegelstrich die Angabe „120.000,00 Euro“ durch die Angabe
„200.000,00 Euro“ ersetzt.
2. In Absatz 2 Satz 1 wird im ersten Spiegelstrich die Angabe
„20.000,00 Euro“ durch die Angabe „40.000,00 Euro“ und im zwei-
ten Spiegelstrich die Angabe „120.000,00 Euro“ durch die Angabe
„200.000,00 Euro“ ersetzt.

Art. 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B022

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung zur Änderung der Feuerwehr-Entschädigungssatzung
(FwES)

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in
der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, S. 581, ber. S. 698), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2025 (GBL. 2025, Nr. 71) in Verbin-
dung mit den § 15, 16, 18 des Feuerwehrgesetzes (FwG) in der Fassung
vom 02. März 2010 (GBl. 2010, S.333), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25. Februar 2025 (GBl. 2025 Nr.14) hat der Gemeinderat der Stadt
Mannheim am 18.11.2025 folgende Satzung beschlossen:

Art. 1
Die Satzung der Stadt Mannheim über die Entschädigung der ehren-
amtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr vom 18.05.2021
wird wie folgt geändert:

§ 7 erhält folgende Fassung:
§ 7 Entschädigung für Brandsicherheitswachdienst
Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten
für die Durchführung der Brandsicherheitswache nach § 2 Abs. 2 Nr. 2
FwG auf Antrag ihre Auslagen nach einem einheitlichen Durchschnitts-
satz als Sicherheitsposten in Höhe von 18,00 Euro für jede volle Stunde
ersetzt. Als Wachhabender erfolgt die Erstattung in Anlehnung an den
Stundensatz der Berufsfeuerwehr für Brandsicherheitswachen. Die
Durchführung der Brandsicherheitswache umfasst auch die erforderli-
che Einweisung am Veranstaltungsort.

Art. 2
Diese Satzung tritt zum 01.01.2026 in Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B023

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung zur Änderung der Satzung für den Eigenbetrieb Stadt-
raumservice Mannheim

Aufgrund § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, § 3 Abs. 2
des Eigenbetriebsgesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinde-
rat der Stadt Mannheim am 11.12.2025 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Änderungen

Die Satzung für den Eigenbetrieb Stadtraumservice Mannheim vom 12.
April 2016, zuletzt geändert durch Satzung vom 11. Dezember 2024,
wird wie folgt geändert:

§ 7 wird wie folgt geändert:
1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Betriebsleitung besteht aus einer oder mehreren Personen.
Besteht die Betriebsleitung aus mehreren Personen, regelt nähe-
res die Geschäftsordnung. Bei einer Betriebsleitung aus mehre-
ren Personen ist jedes Mitglied der Betriebsleitung nur gemein-
sam mit einem anderen Mitglied vertretungsberechtigt i. S. d. § 6
Abs. 1 Satz 2 Eigenbetriebsgesetz. Zum Erlass von Bescheiden
einschließlich Widerspruchsbescheiden genügt eine Unterzeich-
nung durch ein Mitglied der Betriebsleitung.“

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„Besteht die Betriebsleitung aus mehr als einer Person, be-
stellt der Gemeinderat eine(n) Betriebsleiter*in zur/zum Ersten
Betriebsleiter*in. In diesem Falle entscheidet bei Meinungs-
verschiedenheiten innerhalb der Betriebsleitung der/die Erste
Betriebsleiter*in. Näheres regelt die Geschäftsordnung. “

3. Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden zu den Absätzen 3 bis 5.
4. Nach dem neuen Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:

„Die Betriebsleitung ist im Verhältnis zur ABG Abfallbeseitigungs-
gesellschaft mbH Mannheim vom Selbstkontrahierungsverbot
des § 181 Alt. 2 BGB befreit.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.

Mannheim, den 18.12.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister 15B026

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber
der Stadt Mannheim geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.
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